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Das Rundschreiben auf einer Seite 

 

Bei der Erhebung von Lenkungssteuern steht offiziell nicht die Erzielung von Mehreinnahmen im 

Vordergrund. Stattdessen soll durch Steuern das Verhalten der Steuerzahler in eine gewünschte 

Richtung gelenkt werden. Die Neigung der Politik, das Steuerrecht für diverse Lenkungszwecke 

einzuspannen, hat sich im Zuge der klimapolitischen Diskussionen noch einmal verstärkt. Doch das 

„Steuer mit Steuern“ ist bekanntlich mit zahlreichen Problemen und Risiken verbunden. So wird 

beispielsweise das Steuerrecht verkompliziert, die Steuerbelastung tendenziell erhöht, Mitnahme-

effekte verursacht und gegen die Grundsätze einer gerechten und gleichmäßigen Besteuerung 

verstoßen. Die Einführung neuer Lenkungssteuern kann somit erhebliche Kosten und Mehrbelastungen 

verursachen. Daher werden im vorliegenden Rundschreiben anhand aktueller Beispiele die Nachteile des 

„Steuern mit Steuern“ herausgearbeitet.  
 

Die DSi-Analyse kommt zum Ergebnis, dass bis auf wenige Ausnahmen die Einführung neuer oder 

die Erhöhung bestehender Lenkungssteuern nicht zu empfehlen ist: 

 CO2-Steuer: Diese ist zwar administrativ einfach umsetzbar, stellt aber kein wirksames 

Instrument zur Reduzierung der CO2-Emissionen dar.  

 Luftverkehrsteuer: Der EU-Emissionshandel, der den innereuropäischen Flugverkehr erfasst, ist 

geeigneter, um die Klimaziele effizient zu erreichen. Auf die Erhöhung der Luftverkehrsteuer 

sollte daher verzichtet werden.  

 Kfz-Steuer: Während die Kfz-Steuer nur das Halten eines Fahrzeugs besteuert, belastet die 

Energiesteuer dessen tatsächliche Nutzung. Daher sollte langfristig in Erwägung gezogen 

werden, im Zuge einer Reform der gesamten Mobilitätsbesteuerung die Kfz-Steuer auf-

kommensneutral in die Energiesteuer zu integrieren. 

 Steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung: Eine solche Förderung ist 

grundsätzlich sinnvoll, da so die Investitionsbereitschaft im Immobiliensektor spürbar erhöht 

werden kann. Es sollten aber nicht nur Selbstnutzer, sondern auch die Eigentümer ver-

mieteter Wohngebäude und gewerblicher Objekte profitieren. 

 Ermäßigter Mehrwertsteuersatz im Bahnfernverkehr: Bei diesem Vorhaben sollte es nicht 

zu einer steuerlichen Diskriminierung anderer Transportmittel kommen. Der ermäßigte 

Mehrwertsteuersatz sollte daher auch für Fernbusse gelten.  

 Finanztransaktionsteuer: Im aktuellen Niedrig- bzw. Nullzinsumfeld ist der Aufbau von 

(Alters-)Vorsorgevermögen ohnehin schwierig genug. Sparer und Anleger sollten daher nicht 

zusätzlich belastet, sondern z. B. durch einen vollständigen Soli-Abbau entlastet werden. 

 Grundsteuer C: Bereits in den 1960er Jahren ist es der Politik nicht gelungen, durch eine 

Strafsteuer auf baureife, aber bisher unbebaute Grundstücke das Baulandangebot aus-

zuweiten. Auf eine Grundsteuer-C-Option für die Gemeinden sollte daher verzichtet werden. 

 

Als Fazit und als generelle Empfehlung kann somit festgehalten werden: Statt auf eine kleinteilige, 

lenkende und belastungsverschärfende Besteuerung zu setzen, sollte die Politik stärker auf 

Marktlösungen und die Eigenverantwortung der Bürger vertrauen. Wenn die Bürger beispiels-

weise durch spürbare Entlastungen mehr finanzielle Spielräume erhalten würden, könnten sie 

diese auch dazu nutzen, ihre Wohnungen besser zu dämmen und emissionsärmere Fahrzeuge 

anzuschaffen.  
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1  Einleitung 

 

Der Hauptzweck der Besteuerung besteht darin, dem Staat Einnahmen zu beschaffen, damit dieser 

seine öffentlichen Aufgaben finanzieren kann.1 Doch neben der Erzielung von Einnahmen geht es der 
Politik auch häufig darum, durch Steuern das Verhalten der Steuerzahler in eine gewünschte Richtung 

zu lenken. Die Alkopopsteuer soll beispielsweise Jugendliche davon abhalten, alkoholische Mixge-

tränke zu konsumieren. Steuerliche Sonderabschreibungen für den Neubau von Mietwohnungen zie-

len darauf ab, die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum anzukurbeln. Steuerbefreiungen bei der KfZ-

Steuer sollen die Bürger dazu motivieren, sich ein Elektrofahrzeug zu kaufen. Viele weitere Beispiele 

ließen sich anführen, die das weitverbreitete „Steuern mit Steuern“ dokumentieren.  

Die Neigung der Politik, durch die Besteuerung das Verhalten der Bürger zu beeinflussen, hat im Zuge 

der Klimadiskussionen weiter zugenommen. So sind im Ende 2019 beschlossenen Klimapaket der Bun-

desregierung zahlreiche Steuerrechtsänderungen mit Lenkungsabsicht zu finden.2 Dieser Trend zu ei-

nem verstärkten Einsatz von Lenkungssteuern spiegelt sich auch in der Wahrnehmung der Bürger wi-

der. Eine Umfrage im Auftrag des Bundesfinanzministeriums hat beispielsweise ergeben, dass eine 

knappe Mehrheit der Bevölkerung eine verhaltenssteuernde Funktion von Steuern grundsätzlich un-

terstützt.3 Allerdings wurden die Befragten nicht auf die negativen Auswirkungen hingewiesen, die bei 

steuerlichen Lenkungsnormen in der Praxis häufig zu beobachten sind.  

Das Institut nimmt diese aktuellen Entwicklungen zum Anlass, um mit Fakten und Argumenten über 

die zahlreichen Risiken und Probleme von Lenkungssteuern aufzuklären. Zunächst sollten in einer frei-
heitlichen und rechtsstaatlichen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung prinzipiell hohe Hürden für 

eine Besteuerung gelten, die vornehmlich das Verhalten der Steuerzahler ändern will. Denn bei Len-

kungssteuern besteht die Gefahr, dass die individuelle Handlungsfreiheit, die Freiheit der wirtschaftli-

chen Betätigung und die Eigentumsrechte eingeschränkt werden. Wird beispielsweise die Nutzung von 

Benzin- und Diesel-Fahrzeugen durch Steuern (spürbar) verteuert, kann das die Lebensführung von 

Pendlerhaushalten massiv beeinträchtigen. Die Politik sollte daher Lenkungssteuern nicht leichtfertig 

einführen, sondern stets auch Alternativen prüfen, die weniger stark in die Handlungsfreiheit der Bür-

ger eingreifen.  

Darüber hinaus ist festzustellen, dass der Einsatz von Lenkungssteuern häufig mit gravierenden Nach-

teilen und unerwünschten Nebenwirkungen einhergeht. So wird beispielsweise das Steuerrecht verkom-

pliziert, die Steuerbelastung tendenziell erhöht, Mitnahmeeffekte verursacht und gegen die Grundsätze 

einer gerechten und gleichmäßigen Besteuerung verstoßen. Die Einführung neuer Lenkungssteuern kann 

somit erhebliche Kosten und Mehrbelastungen verursachen. Daher sollen im Folgenden anhand aktueller 
Gesetzgebungsvorhaben die Probleme des „Steuerns mit Steuern“ dargestellt und alternative Lösungs-

ansätze aufgezeigt werden.  

  

                                                           
1  In § 3 Abs. 1 Abgabenordnung (AO) ist der Zweck der „Erzielung von Einnahmen“ in die Legaldefinition der 

Steuer aufgenommen. 
2  Siehe Kapitel 4. 
3  Die Befragten sollten folgendes Statement aus ihrer Sicht bewerten: „Es ist zulässig, dass der Staat Steuern 

nutzt, um aus seiner Sicht positives Verhalten zu belohnen und negatives Verhalten zu sanktionieren.“ 55 Pro-

zent der Befragten sagten, dass sie dem eher oder voll und ganz zustimmen. 40 Prozent sagten hingegen, 

dass sie der Aussage gar nicht oder eher nicht zustimmen. Vgl. Kantar Public (2019), S. 42. 
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2  „Steuern mit Steuern“: Ein historischer Überblick 

 

Dass die Politik darauf abzielt, das Verhalten der Steuerzahler in eine bestimmte Richtung zu lenken, 

ist keine Erfindung des modernen Steuerstaats. Lenkungssteuern sind bereits für die Zeit des Mittel-
alters und der frühen Neuzeit überliefert. So wurden Kaffee, Tee oder Tabak von der Obrigkeit als 

„Lüsternheitswaren“ eingestuft, deren Konsum durch die Erhebung von (Luxus-)Steuern begrenzt wer-

den sollte.4  

Ein weiteres Beispiel für eine klassische Lenkungssteuer ist die Bartsteuer. Diese wurde von Zar Peter 

dem Großen eingeführt, der Russland von 1672 bis 1725 regierte. Sein Ziel war die Ausrichtung Russ-

lands nach Westen. Daher sollte das vermeintlich westeuropäische „Vorbild des bartlosen Mannes“ 
mit Hilfe des Steuerrechts durchgesetzt werden. Bartträger, die die Steuer nicht entrichteten, mussten 

mit Sanktionen rechnen: So wurden „Bärtige, die keine Steuerquittung vorweisen konnten, … auf der 
Stelle rasiert.“5 

Mit der Hagestolzsteuer wurden im 17. Jahrhundert bevölkerungspolitische Ziele verfolgt. Diese trat 

nach den Verheerungen des 30-jährigen Krieges in Erscheinung und stellte eine Sonderabgabe für hei-

ratsunwillige Männer dar. Andrerseits wurde mit Lenkungssteuern auch versucht, bestimmte Bevölke-

rungsgruppen, die als unerwünscht galten, zu marginalisieren. Ein Beispiel für eine solche diskriminie-

rende Besteuerung ist die Judenheiratsabgabe, die im Jahr 1714 in Preußen eingeführt wurde.6 

Besondere Bekanntheit hat die Fenstersteuer erlangt. Diese wurde ab dem 17. Jahrhundert u. a. in 

Deutschland, Frankreich und den Niederlanden erhoben. Die Ursprünge dieser Steuer-Innovation lassen 

sich jedoch in England finden. Zur Erhebung der damaligen Herdsteuer, einer Vorläuferin der heutigen 

Grundsteuer, durften die Steuerbeamten die Häuser der Steuerpflichtigen betreten.7 Das löste in der 

Bevölkerung erheblichen Steuerwiderstand aus, da in England die Unverletzlichkeit der Wohnung ein 
hohes Gut war. Zunächst galt daher die Fenstersteuer „wegen ihrer geringen Erhebungskosten und 
ihrer geringen Eingriffe in die Privatsphäre als gerecht und effizient, da die Fenster leicht gezählt, das 

Haus nicht betreten werden musste und die Zahl der Fenster durchaus Rückschlüsse … auf die steuer-
liche Leistungsfähigkeit zuließ.“8 In der Praxis wurde jedoch die Steuerpflicht häufig umgangen, indem 

weniger Fenster eingebaut wurden. Das ließ nicht nur das Steueraufkommen sinken, sondern hatte 

auch negative Auswirkungen auf die Gesundheit der Bewohner. Mitte des 19. Jahrhunderts wurden 

daher die Fenstersteuern in Europa abgeschafft. Die Fenstersteuer gilt inzwischen als Inbegriff für un-

erwünschte Nebenwirkungen, die mit der Erhebung von Lenkungssteuern einhergehen können.  

In den Diktaturen des 20. Jahrhunderts wurde auch das Steuerrecht als ideologisches Werkzeug miss-

braucht. In Deutschland wurde beispielsweise im Jahr 1933 eine Warenhaus- und Filialsteuer einge-

führt. Dadurch sollte „,das Judentum‘, das sich nach nationalsozialistischer Auffassung besonders in 
Warenhäusern und in Kapitalgesellschaften ,organisiert‘ hatte, bekämpft werden.“9 In der stalinisti-

schen Sowjetunion kam es bei der Einkommensbesteuerung zu eklatanten Diskriminierungen.  

 

                                                           
4  Vgl. Wernsmann (2005), S. 25. Mit der Zeit wurde allerdings der ursprüngliche Lenkungszweck mehr und mehr 

vom fiskalischen Interesse des Staates verdrängt. Das zeigt sich besonders deutlich bei der Kaffeesteuer, die 

in Deutschland immer noch erhoben wird. Da Kaffee längst kein Luxusgut mehr ist, sondern inzwischen als 

Volksgetränk gilt, ist ein Lenkungszweck nicht ansatzweise erkennbar. Stattdessen dürfte die Politik nicht ge-

willt sein, auf die Kaffeesteuereinnahmen von rund 1 Milliarde Euro pro Jahr zu verzichten. 
5  Homburg (2010), S. 37. 
6  Vgl. ebd., S. 33. 
7  Vgl. ebd., S. 38. 
8  Wernsmann (2003), S. 26. 
9  Ebd., S. 38. Die Steuer wurde später jedoch wieder abgeschafft, da die Warenhäuser für eine ausreichende 

Versorgung der Bevölkerung gebraucht wurden.  
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Besonders Geistliche und „andere Personen, deren Einkommen ,nicht aus Arbeit‘ stammte“10, waren 

hiervon betroffen. Beispielsweise „betrug die Steuer eines Arbeiters mit 6.000 Rubel Einkommen 168 
Rubel, die eines Geistlichen mit demselben Einkommen das sechsfache, nämlich 1.126 Rubel.“11 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden in der Bundesrepublik Deutschland verschiedene steuerliche 

Lenkungsnormen eingesetzt, um den Wiederaufbau und das Wirtschaftswachstum zu unterstützen. 

Unter anderem wurden Überstundenverdienste steuerfrei gestellt, um Anreize für Mehrarbeit zu 

schaffen. Auch im Zuge der deutschen Wiedervereinigung wurden befristete steuerliche Vergünstigun-

gen eingeführt, um den wirtschaftlichen Aufholprozess in den neuen Bundesländern zu fördern.12 Aktuell 

sind vor allem umweltpolitische Lenkungssteuern in der Diskussion. Im Rahmen des Klimapakets der 

Bundesregierung wurde beispielsweise die Luftverkehrssteuer erhöht und der Mehrwertsteuersatz für 

den Bahnfernverkehr reduziert. 

 

  

                                                           
10  Vgl. Homburg (2010), S. 59. 
11  Ebd., S. 59 f. 
12  Beispielsweise wurde in den 1990er Jahren für betriebliche Investitionen in den neuen Bundesländern eine 

befristete Sonderabschreibung von 50 Prozent der Anschaffungs- oder Herstellungskosten gewährt. 
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3  Nachteile und Risiken von Lenkungssteuern 

 

3.1 Beeinträchtigung der Steuergerechtigkeit 

Unter den Besteuerungsgrundsätzen nimmt der Grundsatz der Steuergerechtigkeit einen herausragen-

den Platz ein. Hierbei geht es um die normative Entscheidung über die Verteilung der steuerlichen 
Lasten. Steuergerechtigkeit erfordert die Allgemeinheit, Gleichmäßigkeit und Verhältnismäßigkeit der 

Besteuerung. Alle Steuerzahler sollen entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit zur Besteuerung herange-

zogen werden, wobei Gleiches gleich (horizontale Gerechtigkeit) und Ungleiches unterschiedlich (ver-

tikale Gerechtigkeit) besteuert werden sollte.  

Nach vorherrschender Ansicht wird der Steuergerechtigkeit am besten entsprochen, wenn die Steuer-

zahler gemäß ihrer Leistungsfähigkeit besteuert werden. Als Konkretisierung der Steuergerechtigkeit 

wird sowohl in der Finanz- und Steuerrechtswissenschaft als auch in der ständigen Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts das Leistungsfähigkeitsprinzip anerkannt. Das Leistungsfähigkeitsprin-

zip besagt, dass die einzelnen Steuerzahler nach ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zur Zahlung 

von Steuern herangezogen werden sollen. Als wichtigster Indikator zur Bestimmung der wirtschaftli-

chen Leistungsfähigkeit gilt das verfügbare Einkommen.13 

Lenkungssteuern geraten regelmäßig in Konflikt mit den Anforderungen, die an eine gerechte Besteu-

erung zu stellen sind. Dies lässt sich z. B. anhand der diversen Alkoholsteuern verdeutlichen, die in 

Deutschland erhoben werden. Diese sollen – zumindest formal betrachtet – die Bürger durch die Ver-

teuerung von Alkohol von einem übermäßigen Alkoholkonsum abhalten.14 Diese staatliche Konsum-

lenkung verstößt jedoch gegen das Leistungsfähigkeitsprinzip, weil die Steuerzahler nicht abhängig von 

ihrem verfügbaren Einkommen belastet werden. Stattdessen richtet sich die Höhe der Alkoholsteuern 
nach den jeweiligen Konsumpräferenzen. Insofern wird selbst ein Steuerzahler, der nur geringe, ge-

sundheitlich unbedenkliche Mengen Alkohol konsumiert, stärker belastet als ein Steuerzahler, der gar 

keinen Alkohol konsumiert. Bei den Alkoholsteuern wird somit – wie generell bei den Verbrauchsteuern 

– keine Rücksicht auf die finanzielle Leistungsfähigkeit der Steuerzahler genommen. Darüber hinaus 

kommt es durch die ungleichmäßige Besteuerung verschiedener alkoholischer Getränke zu weiteren 

Ungerechtigkeiten. Während beim Wein-Konsum nur die Mehrwertsteuer anfällt, wird der Konsum 

von Sekt durch Schaumweinsteuer und Mehrwertsteuer doppelt belastet. Dabei zählt auch die Mehr-

wertsteuer zur Bemessungsgrundlage der Schaumweinsteuer, sodass Steuer auf die Steuer erhoben 

und die Belastung verschärft wird.15  

 

3.2 Fehlende Eignung zur Zielerreichung  

Durch den Einsatz von Lenkungssteuern will die Politik Einfluss auf das Verhalten der Steuerzahler neh-

men. Häufig sind jedoch Lenkungssteuern nicht geeignet, um die von der Politik gesetzten Ziele auch 

tatsächlich zu erreichen. Entweder werden die Lenkungsziele gänzlich verfehlt oder der Grad der Ziel-
erreichung steht in keinem angemessenen Verhältnis zu den verursachten Kosten. Das liegt unter an-

derem daran, dass beim Einsatz von Lenkungssteuern regelmäßig Mitnahmeeffekte und uner-

wünschte Nebenwirkungen zu verzeichnen sind. Erhebliche Mitnahmeeffekte deuten darauf hin, 

dass die gewünschte Lenkungswirkung zu einem großen Teil auch ohne staatliches Eingreifen zu-

stande gekommen wäre.  

                                                           
13  Vgl. DSi (2019c), S. 8 ff. 
14  Für eine kritische Auseinandersetzung mit der gesundheitspolitischen Rechtfertigung von Alkoholsteuern 

siehe Fichte (2014). 
15  Vgl. DSi (2016a). 
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Die fehlende Effektivität von Lenkungssteuern verdeutlicht die 1960 eingeführte und nur kurzfristig 

erhobene Baulandsteuer16, die demnächst als Grundsteuer C wiederbelebt werden soll. Bei der Bau-

landsteuer handelte es sich um eine erhöhte Grundsteuer für unbebaute, baureife Grundstücke. Die 

Belastungsverschärfung zielte darauf ab, die Grundstückseigentümer zur Veräußerung oder zur schnel-

len Bebauung anzuhalten. Dadurch sollte vermieden werden, dass nicht bauwillige Eigentümer bau-

reife Grundstücke über einen längeren Zeitraum in der Hoffnung auf Preissteigerungen zurückhalten. 

Die Steuer sollte also das spekulative Halten von Grundstücken unattraktiv machen und dadurch ein 

zusätzliches Angebot von Bauland bewirken.  

Nach einer Erhebungsdauer von nur 2 Jahren ist die Baulandsteuer aber wieder abgeschafft worden, 

da sich die Erwartungen der Politik nicht erfüllt hatten. Nach Einschätzung der Bundesregierung ist die 

beabsichtigte Dämpfung der Baulandpreise und die Ausweitung des Baulandangebots nicht eingetre-

ten. Zudem habe sich das Instrument als wenig treffsicher erwiesen. Beispielsweise ist es nicht gelun-
gen, den steuerlichen Druck auf vermeintliche Spekulationsfälle zu begrenzen. So sind auch Eigentü-

mer zusätzlich belastet worden, die das Bauland als Gartengrundstück nutzten, die das geplante Bau-

vorhaben noch nicht finanzieren konnten oder die das Bauland für ihre Kinder zurückhalten wollten. 

Darüber hinaus traf die Baulandsteuer in erster Linie die einkommensschwächeren Haushalte und ver-

anlasste diese zum Verkauf der Grundstücke. Insgesamt hat somit die Baulandsteuer das Ziel der Bau-

landmobilisierung verfehlt und zahlreiche unerwünschte Nebenwirkungen verursacht. 

Das Lenkungsziel kann auch aufgrund von Ausweichreaktionen der Konsumenten verfehlt werden. Das 

war beispielsweise bei vergangenen Tabaksteuererhöhungen der Fall. So hat sich im Zuge von mehre-

ren Tabaksteuererhöhungen der Zigarettenabsatz zwischen 2002 und 2018 zwar beinahe halbiert. Das 

ist jedoch nicht darauf zurückzuführen, dass entsprechend weniger Tabakwaren konsumiert wurden. 

Stattdessen sind die Konsumenten auf günstigere Tabakwaren, wie z. B. Feinschnitttabak, umgestie-

gen, dessen Absatz im Zeitraum 2002/2018 um 60 Prozent stieg.17 Darüber hinaus ist auch das soge-

nannte Cross-Border-Shopping, also das grenzüberschreitende Einkaufen und Schmuggeln von unver-

steuerten Zigaretten, intensiviert worden.18 

Zu einer vergleichbaren Verlagerung des Konsums ist es auch durch die Alkopopsteuer gekommen. Seit 

ihrer Einführung im Jahr 2004 ist der Absatz von Alkopops zwar drastisch zurückgegangen. Doch der 
Konsum von alkoholischen Mixgetränken, die nicht der Alkopopsteuer unterliegen (wie z. B. Mischun-

gen aus Bier und Limonade), hat zugenommen.19  

 

3.3 Übermäßige Belastungsverschärfungen  

Die Einführung von Lenkungssteuern kann zu einer Erhöhung der Steuerlast führen. Das ist problema-
tisch, da die Steuer- und Abgabenbelastung in Deutschland sich bereits auf einem sehr hohen Niveau 

befindet. Wie groß der Entlastungsbedarf inzwischen ist, verdeutlicht der Steuerzahlergedenktag des 

Bundes der Steuerzahler. Im Jahr 2019 zahlte ein durchschnittlicher Arbeitnehmer-Haushalt 53,7 Pro-

zent seines Einkommens als Steuern und Abgaben an den Staat. Auch im internationalen Vergleich fällt 

die deutsche Abgabenbelastung sehr hoch aus. So werden ledige Durchschnittsverdiener nur in Belgien 

                                                           
16  Vgl. DSi (2016b). 
17  Im selben Zeitraum 2002/2018 hat sich der Absatz von Zigarren und Zigarillos um -4 Prozent und von Pfeifen-

tabak um 390 Prozent verändert. Ebd. 
18  Das Cross-Border-Shopping von Tabakprodukten wird durch die erheblichen Preisunterschiede innerhalb der 

EU begünstigt. Derzeit reicht die Preisspanne für eine Packung Zigaretten in der EU von 2,57 Euro in Bulgarien 

bis 11,37 Euro in Irland. Vgl. EU-Kommission (2020), S. 31. 
19  Vgl. Dohmen (2019).  

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/10-02-2020-tobacco-taxation-report.pdf#page=31
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noch höher belastet als in Deutschland.20 Auch bei der Unternehmenssteuer-Belastung liegt Deutsch-

land im internationalen Vergleich an der Spitze. So beträgt die Steuerbelastung von Kapitalgesellschaf-

ten rund 31 Prozent, während im OECD-Durchschnitt nur etwa 23 Prozent zu verzeichnen sind. Da 

neben der Besteuerung auf Unternehmensebene noch Abgeltungsteuer und Solidaritätszuschlag auf 

Anteilseignerebene fällig werden, beträgt die Gesamtbelastung hierzulande rund 48 Prozent. Da selbst 

Hochsteuerländer wie Frankreich und Belgien zuletzt Steuersenkungen beschlossen haben, wird 

Deutschland im Jahr 2020 die höchste Unternehmenssteuerbelastung innerhalb der G7-Staaten auf-

weisen. 21 Ohne Reformen droht Deutschland daher international zum Höchststeuerland zu werden. 
Angesichts der hohen Steuer- und Abgabenbelastung für Bürger und Unternehmen sind weitere Be-

lastungsverschärfungen durch Lenkungssteuern abzulehnen. 

Die dargestellte Problematik zeigt sich besonders deutlich bei der im Jahr 1999 eingeführten Strom-

steuer. Die Stromsteuer ist eine Verbrauchsteuer, mit der der Verbrauch von elektrischem Strom be-
steuert wird. Der Steuersatz beträgt aktuell 20,50 Euro/MWh und liegt damit um das 20-fache über 

dem EU-Mindeststeuersatz. Das Aufkommen aus der Stromsteuer betrug im Jahr 2019 rund 7 Milliar-

den Euro und fließt vollständig in den Bundeshaushalt. 

Durch die Einführung der Stromsteuer sollte elektrischer Strom verteuert werden, um Anreize für Ener-

gieeinsparungen und zur Entwicklung energiesparender Produkte und Produktionsverfahren zu set-

zen. Neben dieser umwelt- und klimapolitischen Zielsetzung verfolgte der Gesetzgeber mit der Einfüh-

rung der Stromsteuer auch ein beschäftigungspolitisches Ziel. Denn mit den Einnahmen aus der Strom-

steuer sollte der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung reduziert werden, um den Produk-

tionsfaktor Arbeit zu entlasten.  

Zusammen mit der etwa zeitgleich eingeführten EEG-Umlage und den stark gestiegenen Netzentgelten 

hat die Stromsteuer maßgeblich dazu beigetragen, dass sich die Steuer- und Abgabenbelastung auf 

elektrische Energie in den Jahren deutlich erhöht hat. Inzwischen besteht der überwiegende Teil des 

deutschen Strompreises aus acht verschiedenen Steuern, Abgaben und Umlagen.22 Die staatlichen  

Abgaben machen aktuell 52 Prozent des Strompreises aus; 1998 lag der Anteil noch bei rund 24 Pro-

zent.23 2019 zahlen die privaten Haushalte in Deutschland im Durchschnitt 30,88 Cent pro Kilowatt-

stunde und werden damit in der EU am höchsten belastet (siehe Abbildungen 1 und 2).24  

 

  

                                                           
20  Ganz ähnlich ist die Situation für Familien. Ein Doppelverdiener-Paar (100 Prozent und 33 Prozent des Durch-

schnittsverdienstes) mit zwei Kindern wird nur in Italien noch höher belastet als in Deutschland.  

Vgl. DSi (2019a). 
21  Vgl. Stiftung Marktwirtschaft (2018), S. 11. 
22  Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich die politisch beschlossenen Belastungen kumulieren, da „Steuer auf 

die Steuer“ erhoben wird. Das heißt, dass die Mehrwertsteuer auf sämtliche Preisbestandteile fällig wird und 
daher auch auf die Stromsteuer und die anderen staatlichen Abgaben gezahlt wird. 

23  Vgl. BDEW (2020), S. 3. 
24  Vgl. Eurostat (2019). 

https://www.bdew.de/media/documents/20200107_BDEW-Strompreisanalyse_Januar_2020.pdf
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Abbildung 1: Anteil von Steuern und Abgaben am Strompreis für Haushaltskunden* 

 

Quelle: BDEW (2020). *Haushalt mit 3.500 kWh Jahresverbrauch.  

Abbildung 2: Strompreise für private Haushalte in der EU  

Quelle: Eurostat (2019). 
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3.4 Verkomplizierung des Steuerrechts 

Das Steuerrecht in Deutschland wird häufig als äußerst kompliziert, intransparent, schwer verständlich 

und z. T. auch als chaotisch wahrgenommen.25 Dies leistet einer Reihe von problematischen Entwick-

lungen Vorschub: Zu nennen sind beispielsweise zahlreiche Ungleichmäßigkeiten und Verzerrungen 

bei der Besteuerung, zunehmende Schwierigkeiten, das Steuerrecht überhaupt anzuwenden, hohe 

Verwaltungs- und Befolgungskosten für Steuerzahler und Finanzverwaltung sowie eine Vielzahl von 

Rechtsstreitigkeiten mit einer z. T. extrem langen Verfahrensdauer.26 Durch diesen Missstand werden 

letztlich die Rechtssicherheit und ein effektiver Rechtsschutz für die Bürger und Unternehmen infrage 

gestellt.  

Durch den Einsatz von Lenkungssteuern oder steuerlichen Lenkungsnormen kommt es häufig zu einer 

weiteren Verkomplizierung des Steuerrechts. Das liegt daran, dass die lenkungspolitischen Ziele häufig 

im Widerspruch zu anerkannten Besteuerungsprinzipien wie der Steuergerechtigkeit oder der Gleich-

mäßigkeit der Besteuerung stehen. Das „Steuern mit Steuern“ erfordert daher eine Fülle von Ausnah-
men, Abgrenzungen, Differenzierungen und Sonderregelungen, sodass im Ergebnis die Bürokratiekosten 

der Besteuerung weiter erhöht werden. Lenkungssteuern widersprechen daher dem Ziel der Steuerver-

einfachung, dem die Politik einen hohen Stellenwert beimisst.27 

Einen Eindruck, wie Lenkungsnormen die Besteuerung verkomplizieren, vermittelt die Ausgestaltung 
der Energiesteuer. Die Energiesteuer zielt darauf ab, den Energieverbrauch zu begrenzen und dadurch 

den Klimaschutz zu fördern. Die Energiesteuersätze sind zuletzt durch die Ökologische Steuerreform 

in den Jahren 1999 bis 2003 erhöht worden. In diesem Zuge sind auch diverse Steuervergünstigungen 

eingeführt worden, um beispielsweise für energieintensive Unternehmen Nachteile im internationalen 

Wettbewerb zu vermeiden. Eine dieser Sonderregelungen ist der „Spitzenausgleich“, der Entlastungen 
für bestimmte Unternehmen des produzierenden Gewerbes vorsieht.28  

Entlastungen im Rahmen des Spitzenausgleichs sind jedoch an verschiedene Voraussetzungen ge-

knüpft. Dazu zählt beispielsweise die Einführung eines zertifizierten Energiemanagementsystems, das 

den Anforderungen der internationalen Norm ISO 50001 entspricht. Um ein Energiemanagementsys-

tem einzuführen, findet zunächst eine aufwendige, mehrstufige Erst-Zertifizierung statt. Danach sind 

jedes Jahr Überwachungsaudits erforderlich. Nach drei Jahren läuft das Zertifikat ab und muss durch 

eine umfassende Überprüfung aller Abläufe erneuert werden.29 Dieser aufwendige Prozess verursacht 

bei den geprüften Unternehmen erhebliche Kosten.30 Aufschlussreich ist auch, dass Zertifizierungen 

gemäß ISO 50001 vor allem in Deutschland verbreitet sind. Im Jahr 2018 verfügten 6.243 Unternehmen  

  

                                                           
25  Das verdeutlicht bereits der Umstand, dass in Deutschland mehr als 30 Steuerarten existieren. Hinzu kommen 

zahlreiche unübersichtliche und unverständliche Steuergesetze und Verordnungen sowie laufende Gerichts-

entscheidungen, die ebenfalls beachtet werden müssen. Vgl. KBI (1996), S. 16 ff.; Lang (1993), S. 9 f.; Kirchhof 

(2011), S. 6 f. 
26  Vgl. KBI (2000), S. 17. 
27  Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD (2018): „Steuervereinfachung ist eine Daueraufgabe. Es ist ein wich-

tiges politisches Ziel, hier Schritt für Schritt voranzukommen und dabei insbesondere auch die technischen 

Möglichkeiten der modernen Datenverarbeitung zu nutzen.“ 
28  Siehe § 55 EnergieStG. 
29  Vgl. TÜV SÜD (2020).  
30  Vgl. Wagner (2017). Neben den Kosten für die externen Auditoren und das Zertifizierungsaudit entstehen 

auch im Unternehmen selbst erhebliche Kosten für Energiemanagement-Beauftragte, Schulungen, Freistel-

lungen, diverse Dokumentationspflichten, interne Audits und anderes mehr. Das Statistische Bundesamt 

schätzt die Kosten allein für die Weiterentwicklung und den laufenden Betrieb eines Energiemanagement-

systems auf rund 59 Millionen Euro pro Jahr für 642 betroffene Unternehmen. Vgl. Statistisches Bundesamt 

(2020).  
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in Deutschland über ein entsprechendes Zertifikat. In allen übrigen damals 27 EU-Staaten lag die Zahl 

der Zertifikate mit insgesamt 6.447 auf dem gleichen Niveau.31 Außerhalb Deutschlands sind daher 

deutlich weniger Unternehmen bereit, ein zertifiziertes Energiemanagementsystem anzuschaffen. Das 

deutet darauf hin, dass die Einführung von zertifizierten Energiemanagementsystemen in Deutschland 

nicht betriebswirtschaftlichen, sondern ganz überwiegend steuerlichen Gründen geschuldet ist.  

 

  

                                                           
31  Vgl. ISO (2019). 
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4  Aktuelle Vorschläge zur Einführung neuer Lenkungssteuern 

 

4.1 Umweltpolitische Lenkungssteuern 

Deutschland hat sich gemeinsam mit anderen Staaten im Pariser Klimaabkommen zu deutlichen Emis-

sionsminderungen verpflichtet. Diese Klimaziele sind durch die Europäische Union konkretisiert wor-
den. Entsprechend einer EU-Verordnung muss Deutschland seine CO2-Emissionen in den Sektoren, die 

nicht vom EU-Emissionshandel (EU-ETS) erfasst werden32, bis 2020 um 14 Prozent und bis 2030 um 

38 Prozent gegenüber 2005 senken.33 Diese Vorgaben sind äußerst ambitioniert. So müssen die CO2-

Emissionen in Deutschland bis 2030 um 180 Millionen Tonnen reduziert werden, was mehr als den 

gesamten derzeitigen Verkehrsemissionen in Deutschland entspricht. Erreicht Deutschland dieses Ziel 

nicht34, müssen etwaige Deckungslücken, z. B. durch Zertifikatzukäufe aus dem Ausland, geschlossen 

werden. Ist dies nicht möglich, drohen Vertragsverletzungsverfahren und Strafzahlungen. Damit könn-

ten auf die deutschen Steuerzahler erhebliche Mehrbelastungen zukommen. Dies gilt es durch eine 

Neuausrichtung der Klimapolitik zu vermeiden. Denn das Projekt Energiewende hat sich bisher als 

teuer und ineffizient erwiesen. So haben die Subventionen durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) oder auch die Erhöhung der Energiebesteuerung im Rahmen der ökologischen Steuerreform 

maßgeblich dazu beigetragen, dass die Privathaushalte in Deutschland mit den höchsten Strompreisen 

in der EU belastet werden. Daher sollten durch Reformen vor allem die Kosteneffizienz und die ökolo-

gische Wirksamkeit der deutschen Klimapolitik gestärkt werden. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, 

dass der Klimawandel ein globales Problem ist, das globale Lösungen erfordert. Während die EU-Län-

der ihren CO2-Austoß seit 1990 reduziert haben, sind die Emissionen z. B. in China oder Indien stark 

gestiegen und in den nächsten Jahren ist mit weiteren Emissionssteigerungen zu rechnen (siehe Abbil-

dung 3). Um die Erderwärmung wirksam zu begrenzen, ist daher eine verstärkte internationale Koope-

ration unverzichtbar. Nationale Alleingänge sind hingegen kontraproduktiv und sollten unterbleiben. 

Stattdessen muss gewährleistet sein, dass die Klimapolitik in Deutschland auch international an-

schlussfähig ist. 

  

                                                           
32  Das sind im Wesentlichen die Sektoren Verkehr, Gebäude und die Landwirtschaft. 
33  Im EU-ETS, der aktuell die Sektoren Energiewirtschaft und Industrie abdeckt, soll bis 2030 EU-weit eine Re-

duzierung der Treibhausgase um 43 Prozent gegenüber 2005 erreicht werden. 
34  Nach derzeitigen Prognosen würde Deutschland ohne zusätzliche Maßnahmen die Klimaziele deutlich ver-

fehlen. So geht die Bundesregierung in ihrem aktuellen Projektionsbericht davon aus, dass bis zum Jahr 2020 

der Emissionsrückgang außerhalb des bestehenden Emissionshandels nur 7,4 statt 14 Prozent und bis 2030 

nur 20,8 statt 38 Prozent betragen wird. 
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Abbildung 3: Klimaschutzziele 2030 für ausgewählte Staaten 

 

Quelle: König (2019), S. 2. 

Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 haben Bundestag und Bundesrat Ende 2019 ein kleinteiliges 

Maßnahmenpaket beschlossen, das die Reduzierung der Treibhausgase in Deutschland beschleunigen 
soll. Dabei ist unter anderem vorgesehen, bestehende Lenkungssteuern zu reformieren und neue Len-

kungssteuern einzuführen. Diese Vorschläge sollen im Folgenden einer kritischen Analyse unterzogen 

werden. 

4.1.1  CO2-Steuer 

Ab dem Jahr 2021 soll in Deutschland ein nationaler Emissionshandel in den Bereichen Verkehr und 

Wärme eingeführt werden. Die Grünen und andere Kritiker plädieren jedoch weiterhin für die Einfüh-

rung einer CO2-Steuer, die als Aufschlag auf die Energiesteuersätze ausgestaltet sein soll.35 Die Einnah-

men sollen nach der Absenkung der Stromsteuer als Energiegeld an die Bürger zurückgezahlt werden. 

                                                           
35  Die Grünen schlagen beispielsweise vor, im Jahr 2020 eine CO2-Steuer in Höhe von 60 Euro/t CO2 für die 

Bereiche Wärme und Verkehr vor. Der Steuersatz soll in den Folgejahren kontinuierlich ansteigen. 

https://www.stiftung-marktwirtschaft.de/fileadmin/user_upload/Auf_den_Punkt/Auf_den_Punkt_02_CO2-Preis-und-Klimaschutz_2019.pdf
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Häufig wird argumentiert, dass die CO2-Steuer administrativ einfacher umzusetzen ist als eine Auswei-

tung des Emissionshandels. Das ist zwar zutreffend, aber letztlich nicht relevant. Denn entscheidend 

ist, dass die CO2-Steuer kein wirksames Instrument zur Reduzierung der CO2-Emissionen ist. Dies wird 

deutlich, wenn man die Wirkungsweise von Emissionshandel und CO2-Steuer miteinander vergleicht. 

Bei einem Emissionshandelssystem legt die Politik nicht den Preis, sondern die zulässige CO2-Menge 

fest. Durch diesen verbindlichen CO2-Deckel ist sichergestellt, dass die Klimaziele auch tatsächlich er-

reicht werden. Zudem führt ein solches marktbasiertes Handelssystem dazu, dass Treibhausgase genau 

in den Ländern bzw. Wirtschaftssektoren vermieden werden, wo die geringsten (Vermeidungs-)Kosten an-
fallen. Der Emissionshandel sorgt also dafür, dass die Klimaziele verbindlich und kosteneffizient er-

reicht werden.  

Anders verhält es sich bei der CO2-Steuer. Hier beschließt die Politik nicht die zulässige CO2-Menge, 

sondern die Höhe des Steuersatzes. Da der „richtige“, also für die Erreichung der Klimaziele erforder-
liche Steuersatz aber nicht bekannt ist, führt das zu gravierenden Problemen: „Ist die CO2-Steuer zu 

niedrig, verfehlt sie die Klimaziele – ist sie zu hoch, verschwendet sie Ressourcen. Deshalb erfordert 

eine CO2-Steuer eine ständige politische Nachsteuerung – mit allen politischen Unwägbarkeiten.“36 Im 

Ergebnis kann eine CO2-Steuer also die Erreichung der Klimaziele gerade nicht gewährleisten. 

Das zeigen auch die Erfahrungen mit der sog. Ökosteuer im Verkehrsbereich. Diese hat im Zeitraum 

1999-2003 Benzin und Dieselkraftstoff um jeweils 15,35 Cent pro Liter verteuert. Ein Rückgang des 

Kraftstoffverbrauchs oder der Fahrleistung war jedoch nicht zu beobachten. Im Gegenteil: Der Ver-

brauch wuchs von 1998 bis 2004 um 1 Prozent auf 68,3 Millionen Liter. Die Fahrleistungen stiegen im 

gleichen Zeitraum dank effizienterer Motoren sogar um über 7 Prozent auf 590 Millionen km. Im Jahr 

2017 lag die Fahrleistung bei 630 Millionen km.37 

Auch die vom Bundesumweltministerium (BMU) vorgeschlagene CO2-Steuer würde die Klimaziele 2030 

deutlich verfehlen. Das belegen die vom BMU selbst in Auftrag gegebenen Gutachten eindrücklich: „Be-
zogen auf die Reduktionsziele der EU-Lastenteilungsverordnung für die nicht vom Emissionshandel er-

fassten Sektoren würde die CO2-Steuer im optimistischsten Szenario nicht einmal die Hälfte der notwen-

digen CO2-Einsparung bewirken – im schlechtesten Fall gerade 11 Prozent. Die drohenden finanziellen 

Belastungen für den Bundeshaushalt durch eine sektorale CO2-Zielverfehlung könnten mit dieser Steuer 
nicht abgewendet werden.“38 Diese klare Zielverfehlung ist bemerkenswert, da das BMU vorschlägt, dass 

die CO2-Steuer substanziell von 30 Euro (2020) auf 180 Euro pro Tonne CO2 (2030) ansteigen soll. Selbst 

wenn die Einnahmen aus der CO2-Steuer vollständig an die Bürger zurückgezahlt werden – was zwar 

versprochen, aber keineswegs gesichert ist – müssten daher vor allem Pendlerhaushalte mit erheblichen 

Mehrbelastungen rechnen.  

Problematisch ist auch, dass sich eine CO2-Steuer nicht für eine internationale Kooperation der Staaten 

in der Umweltpolitik eignet. Eine gezielte Abstimmung scheitert bereits auf europäischer Ebene an der 

Vielfältigkeit der nationalen Steuersysteme. Außerdem ist bei Steuerrechtsänderungen, die für alle EU-

Staaten gelten sollen, Einstimmigkeit im Ministerrat erforderlich. Eine effektive Koordination der um-

weltpolitischen Maßnahmen innerhalb der EU ist daher über das Steuerrecht unrealistisch. Naheliegen-

der und klimapolitisch zielführender ist es, am bereits bestehenden EU-Emissionshandelssystem anzu-

knüpfen und diesen auf die bisher nicht erfassten Sektoren auszuweiten.  

Die Einführung einer CO2-Steuer ist daher abzulehnen, weil die umweltpolitischen Lenkungsziele abseh-

bar nicht erreicht werden und mit massiven Belastungsverschärfungen für Bürger und Unternehmen zu 

rechnen ist. Stattdessen sollte der beschlossene nationale Emissionshandel für den Verkehrs- und Ge-

                                                           
36  König (2019), S. 6. 
37  Vgl. DSi (2019d), S. 10. 
38  Ebd. 
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bäudesektor schnellstmöglich in das bestehende europäische Emissionshandelssystem integriert wer-

den. Mittelfristig sollten dann weitere Staaten außerhalb der EU in das Handelssystem aufgenommen 

werden.  

4.1.2  Luftverkehrsteuer 

Mit der im Jahr 2011 eingeführten Luftverkehrsteuer werden Abflüge von inländischen Standorten be-

steuert. Die Steuerhöhe wird jedes Jahr durch eine Verordnung festgelegt und ist von den erzielten 

Einnahmen des Bundes durch die Versteigerung von Emissionshandelszertifikaten aus dem Luftverkehr 

abhängig. Die Steuerhöhe beträgt pro Fluggast aktuell (Stand: Februar 2020) 7,37 Euro für Ziele in Eu-

ropa sowie für bestimmte Ziele in Nordafrika, 23,01 Euro für Ziele in etwa bis zu 6.000 km Entfernung 

sowie 41,43 Euro für Ziele in über 6.000 km Entfernung.39 Bestimmte Fluggäste, z. B. Kinder unter 

2 Jahren, sind von der Steuer befreit.40 Das Aufkommen lag im Jahr 2019 bei 1,2 Milliarden Euro. 

Die Einführung der Luftverkehrsteuer sollte zur Konsolidierung des Bundeshaushalts beitragen.41 Da-

neben werden in der Gesetzesbegründung auch umweltpolitische Zielsetzungen genannt. So soll die 

Luftverkehrsteuer analog zur Energie- und Stromsteuer Anreize zum klima- und umweltbewussten Ver-

halten setzen.42 Um diese Anreize weiter zu stärken, werden ab dem 01.04.2020 die Luftverkehrsteuer-

sätze erhöht.43  

Zur Erreichung der umweltpolitischen Lenkungsziele ist die Luftverkehrsteuer nicht geeignet. Der Luft-

verkehr trägt zwar durch den CO2-Ausstoß infolge der Kerosinverbrennung zur Umweltverschmutzung 

bei. Jedoch ist diese Umweltbelastung überwiegend grenzüberschreitend, sodass bevorzugt eine in-

ternationale Lösung angezeigt wäre, anstatt lediglich eine inländische Steuer zu erheben.44 Zudem 
sollte eine Steuer an den CO2-Emissionen anknüpfen, um die externen Kosten des CO2-Ausstoßes ziel-

genau zu internalisieren. Dies ist bei der Luftverkehrsteuer nicht konsequent der Fall, denn sie bemisst 

sich nach den in nur drei Kategorien eingeteilten Flugstreckenlängen. Zur Reduzierung des CO2-Aus-

stoßes ist ein Emissionshandelssystem einer Steuer überlegen.45 Da der innereuropäische Luftverkehr 

mittlerweile in das EU-Emissionshandelssystem einbezogen ist, besteht keine Notwendigkeit, zusätz-

lich eine Luftverkehrsteuer zu erheben.46 Dass die Luftverkehrsteuer ihre umweltpolitischen Ziele ver-

fehlt hat, lässt sich auch an der Entwicklung des Passagieraufkommens im Luftverkehr ablesen. Dabei 

ist festzustellen, dass nach Einführung der Luftverkehrsteuer im Jahr 2011 das Passieraufkommen noch 

                                                           
39  Siehe § 11 i. V. m. Anlage 1 und 2 Luftverkehrsteuergesetz sowie Verordnung zur Absenkung der Steuersätze 

im Jahr 2019 nach § 11 Absatz 2 des Luftverkehrsteuergesetzes. 
40  Siehe im Einzelnen § 5 Luftverkehrsteuergesetz. 
41  Vgl. Bundesregierung (2010). 
42  Ebd., S. 36. 
43  Die Steuerhöhe pro Fluggast soll für Ziele in Europa sowie für bestimmte Ziele in Nordafrika auf 13,03 Euro 

(Erhöhung um 74 Prozent), für Ziele in etwa bis zu 6.000 km Entfernung auf 33,01 Euro (Erhöhung um 41 Pro-

zent) und für Ziele in über 6.000 km Entfernung auf 59,43 Euro (Erhöhung um 41 Prozent) steigen. 
44  Bspw. ist es nach Einführung der Luftverkehrsteuer zu Ausweichreaktionen der Flugpassagiere auf grenznahe 

ausländische Flughäfen gekommen (vgl. Bundesregierung (2012), S. 20 f.). Wenn jedoch die Flugintensität 

nicht reduziert wird, sondern Flugreisen in andere Länder verlagert werden, hat die Besteuerung des Luftver-

kehrs im Saldo keine Auswirkung auf das globale Klima. 
45  Siehe Kapitel 4.1.1. 
46  Die Bundesregierung hatte ursprünglich geplant, die Luftverkehrsteuer tatsächlich nur bis zur Einbeziehung 

des Luftverkehrs in den Emissionshandel im Jahr 2012 zu erheben. Vgl. Bundesregierung (2010), S. 3 f. 
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stärker gewachsen ist als im Zeitraum davor (siehe Abbildung 4). 47 Folgerichtig musste die Bundesre-

gierung im September 2019 eingestehen, dass ihr zu den „klimapolitischen Effekten der Luftverkehr-

steuer … keine aktuellen Erkenntnisse vorliegen.“48 

 
Abbildung 4: Beförderte Personen im Luftverkehr 2005-2017 (Ein- und Aussteiger) 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 

Darüber hinaus verursacht die Luftverkehrsteuer unerwünschte Nebenwirkungen. So ist es aufgrund 

der europäisch nicht abgestimmten Besteuerung des Luftverkehrs zu erheblichen Ausweichreaktionen 

gekommen. Flugpassagiere sind beispielsweise auf nicht oder niedriger besteuerte Flüge von auslän-

dischen Flughäfen ausgewichen.49 Da die Steuer zudem nicht vollständig auf die Passagiere überwälzt 

werden kann, entstehen für die deutschen Fluggesellschaften zusätzliche Kosten.50 Die Luftverkehr-

steuer ist damit ein Hemmnis für Wachstum und Beschäftigung gerade bei inländischen Arbeitgebern. 

Die Luftverkehrsteuer ist daher mit zahlreichen Mängeln behaftet. Besonders schwerwiegend ist, dass 

sie kein wirksames Instrument zur Reduzierung der CO2-Emissionen darstellt. Darüber hinaus wider-
spricht die geplante Erhöhung der Luftverkehrsteuer wichtigen Aussagen im Koalitionsvertrag von 

CDU, CSU und SPD. Zum einen sollte die Steuerbelastung für die Bürger in dieser Legislaturperiode 

nicht ansteigen. Zum anderen hatten die Regierungskoalition zugesagt, dass „Flughäfen und Luftfahrt-
unternehmen von einseitigen nationalen Kosten“ entlastet werden sollen.51 An beide Versprechen 

fühlt sich die Koalition inzwischen nicht mehr gebunden.  

                                                           
47  Verglichen wird jeweils ein 5-Jahres-Zeitraum vor und nach Einführung der Luftverkehrsteuer. Im Zeitraum 

2005-2010 ist das Passagieraufkommen (Ein- und Aussteiger) von 167,6 auf 190,3 Millionen gestiegen (+ 13,5 

%). Nach Einführung der Luftverkehrsteuer ist im Zeitraum 2012-2017 ein Anstieg von 201,9 auf 236 Millionen 

zu verzeichnen (+ 16,8 %).  
48  Deutscher Bundestag (2019a), S. 14. 
49  Bei Direktflügen wurden z. T. grenznahe ausländische Flughäfen genutzt, während bei Flügen mit Zwischen-

landungen ausländische Drehkreuze bevorzugt wurden. 
50  Vgl. Bundesregierung (2012), S. 42. 
51  Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD (2018), S. 80. 
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Die Erhöhung der Luftverkehrsteuer wird von der Politik auch damit begründet, dass durch eine Ver-

teuerung des Fliegens mehr Passagiere dazu motiviert werden sollen, auf die Bahn umzusteigen. Doch 

selbst die Politik ist nicht davon überzeugt, dass eine höhere Luftverkehrsteuer eine solche Trend-

wende zugunsten der Bahn auslösen könnte. So teilte die Bundesregierung jüngst mit, dass ihr keine 

Kenntnisse vorliegen, „zu welchen Verlagerungseffekten zwischen den Verkehrsträgern Schiene, 

Straße und Luftverkehr eine Anhebung der Luftverkehrsteuer führen würde.“52  

Problematisch ist außerdem, dass sich die Politik nicht an ihre finanziellen Zusagen im Rahmen des 

Klimapakets gehalten hat. So war ursprünglich vorgesehen, dass die Mehreinnahmen durch die Erhö-

hung der Luftverkehrsteuer lediglich die Mindereinnahmen durch die Umsatzsteuersenkung für Bahn-

tickets im Fernverkehr kompensieren sollten.53 Tatsächlich werden die Mindereinnahmen für die Um-

satzsteuer jedoch insgesamt bei 500 Millionen Euro liegen (wovon 264 Millionen Euro auf den Bund 

entfallen), während Mehreinnahmen aus der Luftverkehrsteuer in Höhe von 785 Millionen Euro er-
wartet werden, die allein dem Bund zustehen.54 Per Saldo resultiert daraus eine Einnahmeverbesse-

rung von 285 Millionen Euro pro Jahr für den Staat und von 521 Millionen Euro pro Jahr für den Bund.  

Äußerst fragwürdig ist, dass von den saldierten Mehreinnahmen zunächst 20 Millionen Euro pro Jahr 
und später 50 Millionen Euro pro Jahr für die zusätzliche Subventionierung von bestimmten Regional-

flughäfen verwendet werden sollen.55 Auf der einen Seite werden die Mehreinnahmen aus der Luftver-

kehrsteuererhöhung verwendet, um den Bahnfernverkehr preislich attraktiver zu machen. Auf der an-

deren Seite wird dieselbe Finanzierungsquelle genutzt, um Regionalflughäfen, die teilweise in direkter 

Konkurrenz zum Bahnfernverkehr stehen, zusätzlich zu subventionieren. Die geplante Erhöhung der 

Luftverkehrsteuer ist daher widersprüchlich und stellt keine geeignete Maßnahme dar, um den CO2-

Ausstoß wirksam zu reduzieren. 

4.1.3  Kraftfahrzeugsteuer 

Die Kraftfahrzeugsteuer ist eine Verkehrsteuer, mit der das Halten von Kraftfahrzeugen besteuert wird. 

Die Einnahmen aus der Kfz-Steuer betragen derzeit rund 9 Milliarden Euro pro Jahr und stehen dem 

Bund zu.56 Der Steuersatz ist bei Personenkraftwagen und Motorrädern abhängig vom Datum der Erst-
zulassung, dem Hubraum, der Schadstoffklasse bzw. dem CO2-Ausstoß und der Art des Motors, sodass 

derzeit viele unterschiedliche Steuersätze gelten.57 Bei Erstzulassungen ab dem 01.01.2014 gilt bei-

spielsweise für PKW mit Ottomotor ein Steuersatz von 2 Euro je 100 cm³ Hubraum zzgl. 2 Euro je g/km 

über 95 g/km CO2-Ausstoß und für Personenkraftwagen mit Dieselmotoren ein Steuersatz von 

                                                           
52  Deutscher Bundestag (2019a), S. 14. 
53  Die Bundesregierung hat am 20. September 2019 ein Eckpunktepapier zum Klimaschutzprogramm 2030 be-

schlossen. Dort heißt es: „Flüge sind oft kostengünstiger als die Bahnfahrt zum gleichen Ziel. Unter Klima-
schutzgesichtspunkten ist dies eine falsche Anreizwirkung. Deshalb wird die Bundesregierung ein Gesetz vor-

legen, um (…) die Luftverkehrsabgabe in dem Umfang zu erhöhen, damit im Gegenzug die Mehrwertsteuer 

auf Bahnfahrkarten im Fernverkehr von 19 Prozent auf den ermäßigten Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent 

gesenkt werden kann.“ Vgl. Bundesregierung (2019), S. 12. 
54  Jeweils volle Jahreswirkung. 
55  Vgl. Rehberg (2019): „Die Haushaltspolitiker haben den Weg frei gemacht, um die Regionalflughäfen, bei de-

nen Bedarf zur Vorhaltung von Flugsicherungsdiensten des DFS und von Flugwetterbetriebsdiensten des 

DWD anerkannt ist, bei den Flugsicherungskosten zu entlasten. … Der Bund stellt hierfür im Jahr 2020  

20 Millionen Euro zur Verfügung. Langfristig ist geplant, dass von den Mehreinnahmen, die dem Bund aus der 

Erhöhung der Luftverkehrssteuer ab dem 01.04.2020 zufließen und die nicht zur Absenkung der Mehrwert-

steuer auf Bahnfahrten im Fernverkehr von 19 Prozent auf 7 Prozent benötigt werden, ein Betrag in Höhe 

von 50 Millionen Euro jährlich zweckgebunden der Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS) dauerhaft zur Ver-

fügung zu stellen.“ 
56  Die Ertragshoheit bei der Kfz-Steuer ist zum 01.07.2009 von den Bundesländern auf den Bund übergegangen.  
57  Für besonders schadstoffarme Fahrzeuge und Elektrofahrzeuge existieren Steuerbefreiungen. Für Schwerbe-

hinderte sind Steuervergünstigungen vorgesehen. Siehe im Einzelnen §§ 3 ff. Kraftfahrzeugsteuergesetz. 

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975232/1673502/768b67ba939c098c994b71c0b7d6e636/2019-09-20-klimaschutzprogramm-data.pdf?download=1
https://www.eckhardt-rehberg.de/allgemein/rehberg-entlastung-des-flughafens-rostock-laage-bei-den-flugsicherungskosten-2.html
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9,50 Euro je 100 cm³ Hubraum zzgl. 2 Euro je g/km über 95 g/km CO2-Ausstoß. Im Rahmen des Klima-

schutzprogramms 2030 hat die Bundesregierung beschlossen, die CO2-Komponente in der Kfz-Steuer 

stärker zu gewichten. So ist geplant, dass für „Neuzulassungen ab dem 01.01.2021 … die Bemessungs-

grundlage der Steuer hauptsächlich auf die CO2-Emissionen pro km bezogen und oberhalb 95 g CO2/km 

schrittweise erhöht“58 wird.  

Durch die Kfz-Steuer – und insbesondere ihre CO2-Komponente – wird ein umweltpolitischer Lenkungs-

zweck verfolgt. Konkret sollen Anreize für den Kauf von emissionsarmen Fahrzeugen gesetzt werden.59 

Das gleiche Ziel soll aber auch durch die Energiesteuer erreicht werden, die den Kraftstoff aus umwelt-

politischen Gründen verteuert. Der Nachteil der Kfz-Steuer ist jedoch, dass diese nicht abhängig von 

der Nutzung erhoben wird, sondern lediglich an das Halten eines Fahrzeugs anknüpft. Somit bemisst 

sich die Kraftfahrzeugsteuer im Unterschied zur Energiesteuer lediglich am potenziellen und nicht am 

tatsächlichen CO2-Ausstoß. Ein Halter (A) eines Fahrzeugs mit einem CO2-Ausstoß von 120 g/km wird 
also höher besteuert als ein Halter (B) eines Fahrzeugs mit einem CO2-Ausstoß von 80 g/km, auch wenn 

A sein Auto kaum nutzt und so unwesentlich zur Erhöhung des CO2-Ausstoßes beiträgt, während B sein 

Auto regelmäßig benutzt und einen deutlich höheren CO2-Ausstoß verursacht. Die Energiesteuer kann 

damit wirksamer und treffsicherer zur Reduzierung der CO2-Emissionen beitragen als die Kfz-Steuer.60  

Des Weiteren fallen bei der Kraftfahrzeugsteuer höhere Steuererhebungskosten an als bei der Ener-

giesteuer. Das Bundesministerium für Finanzen bezifferte die Erhebungskosten der Kraftfahrzeug-

steuer für das Jahr 2018 auf 1,3 Prozent ihres Aufkommens.61 Die Erhebungskosten für die Mineralöl-

steuern lagen dagegen im Jahr 2005 bei 0,02 Prozent ihres Aufkommens.62 Außerdem ist es bei der 

Kfz-Steuer in den letzten Jahren regelmäßig zu Problemen bei der Steuererhebung gekommen, die bei 

den Steuerzahlern für Verärgerung und Mehraufwand gesorgt haben.63  

  

                                                           
58  Bundesregierung (2019), S. 12.  
59  Vgl. BMF (2019): „Die stärkere Kopplung der KfZ-Steuer an den CO2-Ausstoß macht spritsparende Autos güns-

tiger und den Kauf von Spritschluckern unattraktiver.“ In der Fachliteratur wird jedoch bezweifelt, dass in der 

Praxis von der Kfz-Steuer eine entsprechende Lenkungswirkung ausgeht. Vgl. Belke (2009) und Dudenhöffer 

(2018).  
60  Vgl. auch Dudenhöffer (2018): „Der tatsächliche Lenkungseffekt wirkt an der Tankstelle.“  
61  Deutscher Bundestag (2019b), S. 5.  
62  Deutscher Bundestag (2006), S. 5.  
63  Seit dem Jahr 2014 erhebt der Zoll die Kraftfahrzeugsteuer. Zunächst bereitete die Übernahme der Daten in 

das neue Softwareprogramm einige Schwierigkeiten. Daher konnten z. T. die Zahlungen nicht korrekt zuge-

ordnet werden. In diesen Fällen bekamen die Steuerzahler eine Mahnung oder gar eine Vollstreckungsandro-

hung vom Zoll, obwohl die Kfz-Steuer längst gezahlt wurde. Zuletzt erhielten tausende Fahrzeughalter einen 

geänderten Kfz-Steuerbescheid mit einer höheren Steuer. Betroffen sind vor allem kleine Nutzfahrzeuge, die 

zum Beispiel Bauhandwerker, Dienstleister oder Gartenbauunternehmer einsetzen. Seit 2012 werden leichte 

Nutzfahrzeuge wie Pkws besteuert, wenn sie der Personenbeförderung dienen. Dann wird eine höhere Kfz-

Steuer fällig. Das ist aber nicht der Fall, wenn die Fahrzeuge zur Waren- oder Materialbeförderung genutzt 

werden. Viele Betroffene mussten daher Einspruch einlegen, weil das Nutzfahrzeug fälschlicherweise als Pkw 

besteuert wurde. Vgl. BdSt (2018) und (2019). 
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Wie dargestellt, erreicht die Energiesteuer die umweltpolitischen Lenkungsziele wirksamer als die Kfz-

Steuer. Es sollte daher in Erwägung gezogen werden, langfristig die Kfz-Steuer abzuschaffen und auf-

kommensneutral in die Energiesteuer zu integrieren. 64 In diesem Zuge sollte aber auch die gesamte 

Mobilitätsbesteuerung auf den Prüfstand gestellt und vor allem dem Nettoprinzip Rechnung getragen 

werden. Beispielsweise werden die Fahrten zur Arbeitsstätte derzeit steuerlich nicht angemessen be-

rücksichtigt. So konnten bis in das Jahr 2003 noch 0,36 Euro bzw. 0,40 Euro je Entfernungskilometer 

für die Nutzung des eigenen Pkw geltend gemacht werden. Heute sind es lediglich 0,30 Euro/km. Da 

die Kosten für Mobilität zuletzt deutlich gestiegen sind, sollten die Entfernungspauschale und die Pau-

schale für Dienstreisen auf mindestens 0,40 Euro/km angehoben werden.65  

4.1.4   Steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung  

Die Politik will die CO2-Emissionen auch im Gebäudesektor bis 2030 deutlich absenken.66 Um dieses 

Ziel zu erreichen, wurde ergänzend zu den bestehenden Förderprogrammen zum 01.01.2020 eine 

steuerliche Förderung von energetischen Gebäudesanierungen eingeführt.67 Befristet bis 2030 sollen 

energetische Sanierungsmaßnahmen an selbstgenutztem Wohneigentum durch einen progressi-

onsunabhängigen Steuerabzug attraktiver gemacht werden. Gefördert wird beispielsweise der Einbau 

von Wärmedämmung, die Erneuerung von Fenstern und Türen sowie die Erneuerung der Heizungsan-

lage. Dabei können 20 Prozent der Sanierungskosten, jedoch maximal 40.000 Euro je Objekt68, verteilt 

über 3 Jahre von der Steuerschuld abgezogen werden.69 Wird beispielsweise die Heizungsanlage für 

10.000 Euro modernisiert, kann sich die Steuerschuld um insgesamt 2.000 Euro reduzieren.70 Die Poli-

tik verspricht sich von der steuerlichen Förderung der energetischen Gebäudesanierung einen wichti-
gen Beitrag zur Erreichung der Klimaziele. So sollen durch eine „attraktive, einfache und technologie-
offene steuerliche Förderung“ eine Vielzahl von Wohneigentümern angesprochen und letztlich eine 

                                                           
64  Die Kfz-Steuereinnahmen betragen derzeit rund 9 Milliarden Euro/Jahr. Bei einer Integration der Kfz-Steuer 

in die Energiesteuer müssten sich die Energiesteuersätze für Kraftstoffe daher rechnerisch um etwa 13 Cent 

pro Liter erhöhen. Da aber auf die Energiesteuer Mehrwertsteuer fällig und insofern „Steuer auf die Steuer“ 
erhoben wird, wäre für eine aufkommensneutrale Reform eine Energiesteuer-Erhöhung um rund 11 Cent pro 

Liter erforderlich (13 Cent / 1,19 = 10,9 Cent). Über die Verteilung der zusätzlichen Mehrwertsteuereinnah-

men müssten sich dann Bund und Länder verständigen. Zudem wäre noch zu berücksichtigen, dass die Kfz-

Steuer für Diesel-Fahrzeuge höher ausfällt als für Benziner. Daher müsste der Energiesteuersatz für Diesel-

kraftstoff entsprechend stärker angehoben werden als für Benzin. Genauere Angaben zu einer solchen diffe-

renzierten Anhebung der Energiesteuersteuersätze sind derzeit aber nicht möglich, weil dem Bundesfinanz-

ministerium keine Informationen über die Verteilung des Kfz-Steueraufkommens auf Diesel- und Benzin-Fahr-

zeuge vorliegen.  
65  Durch die Klimabeschlüsse der Bundesregierung werden sich die Kraftstoffpreise in den nächsten Jahren wei-

ter erhöhen. Um beruflich bedingte Mehrbelastungen zu vermeiden, sollte dann die Entfernungspauschale 

entsprechend erhöht werden. Anders als bisher geplant, muss die Erhöhung ab dem 1. Entfernungskilometer 

stattfinden.  
66  Die CO2-Emissionen im Gebäudesektor sind bereits von 210 Millionen t (1990) auf 117 Millionen t (2018) 

gesunken. Das entspricht einer Reduzierung um rund 44 Prozent. Bis 2030 ist eine weitere Rückführung auf 

höchsten 72 Millionen t vorgesehen. Vgl. Bundesregierung (2019a), S. 49 und BMU (2016), S. 45. 
67  Siehe § 35c EStG (Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten 

Gebäuden). 
68  Als Objekt sind auch Gebäudeteile zu verstehen, die selbstständige Wirtschaftsgüter sind. Dabei gilt jede Ei-

gentumswohnung als begünstigtes Objekt. Siehe § 35c EStG Abs. 5. 
69  Die steuerliche Förderung ist an verschiedene Bedingungen geknüpft. Die Gebäude müssen bei Durchführung 

der energetischen Maßnahme älter als 10 Jahre sein. Darüber hinaus muss die Gebäudesanierung durch ein 

Fachunternehmen ausgeführt und spezielle energetische Anforderungen erfüllen, die in einer Rechtsverord-

nung enthalten sind. Doppelförderungen sind ausgeschlossen. Das heißt, wenn die Eigentümer bereits die 

Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen oder ein KfW-Förderprogramm in Anspruch nehmen, kann 

nicht auch noch die steuerliche Förderung für energetische Maßnahmen beantragt werden. 
70  Zu berücksichtigen ist, dass sich die Steuerermäßigung über 3 Jahre verteilt. Im ersten und zweiten Jahr re-

duziert sich die Einkommensteuerschuld um jeweils 700 Euro und im dritten Jahr um 600 Euro.  

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1#page=49
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Klimaschutz/klimaschutzplan_2050_bf.pdf#page=45
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stärkere Breitenwirkung erzielt werden als durch die bisherigen Förderungsprogramme.71 Darüber hin-

aus soll durch den Abzug von der Steuerschuld gewährleistet werden, dass „Gebäudebesitzer aller Ein-
kommensklassen gleichermaßen von der Maßnahme profitieren.“72 

Eine steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung, die sinnvoll ausgestaltet ist, kann 

einen Beitrag zur Erreichung der Klimaziele leisten. Dadurch kann das Problem adressiert werden, dass 

eine CO2-Bepreisung unter bestimmten Umständen nicht effizient wirkt. Das kann beispielsweise bei 

vermieteten Wohnungen der Fall sein. Hier trägt der Vermieter zunächst zu einem großen Teil die Kos-

ten für Sanierungsmaßnahmen und die Mieter profitieren von geringeren Energiekosten. Da die Sanie-

rungskosten nur begrenzt an die Mieter weitergegeben werden können73, ist die energetische Gebäu-

desanierung für viele Vermieter wirtschaftlich nicht attraktiv. Da die Politik derzeit wenig Bereitschaft 

zeigt, die bestehenden Regulierungen im Mietrecht zu entschärfen, können steuerliche Anreize ein 

Mittel sein, um die Investitionsneigung von Vermietern zu erhöhen.74 Die potenziellen Vorteile einer 
steuerlichen Förderung bestehen z. B. darin, dass sie die wirtschaftliche Amortisierung von Wärme-

dämmung und anderen Sanierungsmaßnahmen erheblich verkürzt und zugleich unbürokratischer aus-

gestaltet ist als die entsprechenden Förderprogramme der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW).75 

Allerdings ist fraglich, ob die im Zuge des Klimapakets beschlossenen Steueranreize ausreichen, um – 

wie von der Politik gewünscht – bei möglichst vielen Gebäudeeigentümern die Investitionsbereitschaft 

spürbar zu erhöhen. Das liegt vor allem daran, dass die steuerliche Förderung der energetischen Ge-

bäudesanierung auf selbstgenutztes Wohneigentum beschränkt ist. Zu berücksichtigen ist, dass es sich 

bei 54 Prozent aller Wohnungen in Deutschland um Mietwohnungen handelt. Zudem ist Wohneigen-

tum in den unteren und mittleren Einkommensschichten relativ selten vorhanden (siehe Abbildung 5). 

Da die Bundesregierung das Klimaschutzprogramm sozial ausgewogen ausgestalten will76, sollte auch 

der Mietwohnungsbestand von der neuen steuerlichen Förderung erfasst werden. Schließlich würden 

dann auch verstärkt die Bezieher von kleinen und mittleren Einkommen von energetischer Sanierung 

                                                           
71  Die erwarteten Folgewirkungen werden von der Bundesregierung wie folgt beschrieben: „Hohe Relevanz für 

die Erreichung der energie- und klimapolitischen Ziele durch Hebelung zusätzlicher Sanierungspotenziale und 

Adressierung weiterer Multiplikatoren (z. B. Steuerberater) und Adressatengruppen sowie psychologischer 

Effekt (Steuerersparnis).“ BMU (2016), S. 52. 
72  Bundesregierung (2019a), S. 51. 
73  Die Politik hat die Möglichkeit, Mieterhöhungen nach Modernisierungsmaßnahmen vorzunehmen, zum 

01.01.2019 eingeschränkt. Gemäß § 559 BGB kann der Vermieter die jährliche Miete um 8 Prozent (vor 2019: 

11 Prozent) der für die Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen. Darüber hinaus ist eine Kappungsgrenze 

vorgesehen. Demnach darf sich nach Modernisierungsmaßnahmen die monatliche Miete innerhalb von 6 Jah-

ren nicht um mehr als 3 Euro je Quadratmeter Wohnfläche erhöhen. Sofern die Quadratmetermiete weniger 

als 7 Euro beträgt, darf die Monatsmiete nicht um mehr als 2 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche erhöht 

werden. 
74  Vgl. Fuest (2020). 
75  Darauf weisen verschiedene Studien hin. Vgl. z. B. Kornhardt (2014), S. 24 f.: „Anhand von Modellrechnungen 

macht die vorliegende Untersuchung deutlich, dass sich die Amortisationszeiten von energetischen Sanie-

rungsinvestitionen durch steuerliche Anreize teilweise erheblich verkürzen. […] Insgesamt lässt sich feststel-

len, dass eine steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung eine sinnvolle Ergänzung der be-

stehenden und bewährten KfW-Förderung darstellt, weil zusätzliche Anreize für Investoren in diesem Bereich 

geschaffen werden und sich der Kreis der Begünstigten erweitert. […] Darüber hinaus ist die Steuerförderung 
gegenüber der KfW-Förderung erheblich unkomplizierter und unbürokratischer. So dürfte der verhältnismä-

ßig große bürokratische Aufwand und das langwierige Antragsverfahren viele potenzielle Sanierer bislang 

davon abgehalten haben, die KfW-Förderung in Anspruch zu nehmen.“ Vgl. auch Brügelmann/Henger/Voigt-

länder (2011), S. 17: „Die in dieser Kurzstudie vorgelegten Ergebnisse beruhen auf einem Gesetzesvorschlag, 
der Eigennutzern die Möglichkeit eines Steuerabzugs und Vermietern die Möglichkeit zur beschleunigten Ab-

schreibung für die KfW-Effizienzhausstandards 85, 70, 55 und 40 gewährt. Hierdurch werden bestehende 

Wirtschaftlichkeitslücken bei energetischen Gebäudemodernisierungen dauerhaft reduziert. Durch die Kopp-

lung an hohe Sanierungsstandards ist der Gesetzesentwurf in seiner jetzigen Form sehr zielgenau ausgestaltet 

und dürfte nur sehr wenig unintendierte Mitnahmeeffekte auslösen.“ 
76  Bundesregierung (2019b), S. 2. 

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1#page=52
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1#page=51
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975232/1673502/768b67ba939c098c994b71c0b7d6e636/2019-09-20-klimaschutzprogramm-data.pdf?download=1


20 

 

 
Deutsches Steuerzahlerinstitut des Bundes der Steuerzahler e. V. – Rundschreiben 3/2020 

 

profitieren. Hinzu kommt, dass es in Deutschland rund 3 Millionen Nichtwohngebäude gibt, die vor-

wiegend gewerblich genutzt werden.77 Es wäre daher naheliegend, dass auch die Abschreibungsbedin-

gungen für Bestandsimmobilien verbessert werden und zwar insbesondere dann, wenn eine energeti-

sche Sanierung erfolgt ist.78  

Abbildung 5: Wohneigentum in unteren und mittleren Einkommensschichten wenig verbreitet 

 
Quelle: Achtnicht/Germeshausen/Graevenitz (2019), S. 831. 

  

                                                           
77  Wirtschaftsimmobilien machen zwar nur ein Siebtel des Gesamtbestandes aus, beanspruchen aber 37 Pro-

zent des Gebäudeenergieverbrauchs. Zudem sind 80 Prozent dieser Gebäude vor 1978 errichtet worden. Bei 

gewerblich genutzten Immobilien dürften daher noch erhebliche Verbesserungspotenziale bei der Energieef-

fizienz bestehen.  
78  Außerdem sollte der Gesetzgeber dafür sorgen, dass für den gesamten Gebäudesektor attraktive Abschrei-

bungsbedingungen bestehen. Mitte 2019 hat die Politik eine befristete Sonderabschreibung eingeführt, um 

den Neubau von Mietwohnungen anzukurbeln (siehe § 7b EStG). Für Bestandsbauten sind hingegen die Ab-

schreibungsbedingungen bisher nicht verbessert worden. Gerade mit Blick auf den erheblichen (energeti-

schen) Sanierungsbedarf bei Bestandsimmobilien sollte diese Lücke zügig geschlossen werden. 
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Um die CO2-Emissionen im Gebäudesektor spürbar zu reduzieren, sollten für alle Gebäudeeigentümer 

Investitionen in die Energieeffizienz attraktiver gemacht werden. Hierfür müssen auch die steuerlichen 

Regelungen überprüft werden, die für gewerblich genutzte Objekte und vermietete Wohnimmobilien 

gelten.79 Dabei ist festzustellen, dass die Aufwendungen für energetische Modernisierungsmaßnah-

men häufig nicht sofort und in vollem Umfang den steuerlichen Gewinn mindern. Stattdessen sind 

diese Kosten regelmäßig über die Gesamtnutzungsdauer der Gebäude abzuschreiben, die bis zu 50 

Jahre beträgt. Das ist beispielsweise der Fall, wenn eine energetische Sanierung innerhalb von 3 Jahren 

nach Kauf der Immobilie erfolgt und die hierfür entstehenden Aufwendungen 15 Prozent der Anschaf-
fungskosten (ohne Mehrwertsteuer) übersteigen. Diese Kosten werden vom Fiskus als „anschaffungs-

nahe Herstellungskosten“ bewertet und sind steuerlich über die Nutzungsdauer des Gebäudes abzu-

schreiben. Gleiches gilt auch für energetische Maßnahmen, die zu einer über den „ursprünglichen Zu-
stand hinausgehenden wesentlichen Verbesserung“80 des Gebäudes führen. Für die Beurteilung ist bei 

einem Wohngebäude vor allem die Qualität der Heizungs-, Sanitär- und Elektroinstallation sowie der 

Fenster maßgeblich. Wenn Baumaßnahmen den Standard in mindestens drei Bereichen wesentlich 

erhöhen, ist von nachträglichen Herstellungskosten auszugehen, die ebenfalls über die gesamte Nut-

zungsdauer des Gebäudes abzuschreiben sind.81  

Letztlich vermindern die geltenden Steuerregeln die Bereitschaft von Unternehmen, in die Energieef-

fizienz zu investieren. Da die anfallenden Kosten häufig über einen langen Zeitraum abzuschreiben 

sind, belasten energetische Modernisierungsmaßnahmen die Liquidität von Unternehmen. Sie rech-

nen sich daher aus Sicht der Immobilieneigentümer häufig nicht. Der Abbau der bestehenden steuer-

rechtlichen Hemmnisse kann somit dazu beitragen, die energetischen Investitionen in den gesamten 

Gebäudebestand attraktiver zu machen.82 Konkret ist zu empfehlen, dass energetische Sanierungsauf-
wendungen generell nicht mehr als anschaffungsnahe oder nachträgliche Herstellungskosten qualifi-

ziert werden können. Statt der bisherigen Abschreibung über die Nutzungsdauer sollten diese Aufwen-

dungen sofort oder über einen kurzen Zeitraum steuerlich abzugsfähig sein. Darüber hinaus sollte die 

lineare Abschreibung für Gebäude von derzeit 2 Prozent auf 3 Prozent erhöht werden.83  

Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind auch aus fiskalischer Sicht günstig zu beurteilen. So führen at-

traktivere Abschreibungsbedingungen nur kurzfristig zu Mindereinnahmen für den Staat. Denn wäh-

rend sich in den ersten Jahren das Abschreibungsvolumen erhöht, vermindert es sich in den Folgejah-

ren entsprechend. Die Steuereinnahmen fließen dem Staat also lediglich mit Zeitverzögerung zu. Über 

die gesamte Nutzungsdauer der Immobile betrachtet, bleibt das Steueraufkommen insgesamt kon-

stant.84 Die steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung sollte daher – in entsprechend 

modifizierter Form – auch auf vermietete Wohnimmobilien und gewerblich genutzte Objekte ausge-

dehnt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass bei Verfehlung der EU-Klimaziele in Zukunft hohe 

Strafzahlungen auf den Bundeshaushalt zukommen würden. Daher sind verbesserte steuerliche An-
reize für die Immobilienwirtschaft, die kurzfristig Investitionen in die Energieeffizienz auslösen können, 

auch als Bestandteil einer nachhaltigen Finanzpolitik anzusehen.  

                                                           
79  Gerade bei Wirtschaftsimmobilien ist das Energieeinsparpotenzial erheblich. So gibt es in Deutschland rund 

drei Millionen Nichtwohngebäude, die ungefähr ein Siebtel des Immobilien-Gesamtbestandes ausmachen. 

„Allerdings entfallen auf diesen Gebäudetypus 37 Prozent des Gebäudeenergiebedarfs.“ Zudem wurden 
„rund 80 Prozent der vom Handel genutzten Gebäude in Deutschland vor 1978 errichtet“. Vgl. ZIA (2019), S.2. 

80  Siehe § 255 Absatz 2 Satz 1 HGB i. V. m. § 7 Absatz 4 EStG. 
81  Vgl. Haase/Jachmann (2016), S. 82 f. 
82  Vgl. ZIA (2019). 
83  Falls dies politisch nicht umsetzbar ist, sollte zumindest die Regelung zu den anschaffungsnahen Herstellungs-

kosten entschärft werden. So sollte die bisherige 15-Prozent-Grenze auf mindestens 20 Prozent angehoben 

werden. Vgl. BdSt (2020). 
84  Das gilt, wenn Zinseffekte unberücksichtigt bleiben. Angesichts der anhaltenden Niedrig- bzw. Nullzinsphase 

handelt es sich dabei sogar um eine realitätsnahe Annahme. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2019-12-30-G-Umsetzung-Klimaschutzprogramm-Steuerrecht/Stellungnahme-30-ZIA.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2019-12-30-G-Umsetzung-Klimaschutzprogramm-Steuerrecht/Stellungnahme-30-ZIA.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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4.1.5   Ermäßigter Mehrwertsteuersatz im Bahnfernverkehr 

Der Umsatzsteuersatz für den Schienenpersonenfernverkehr wurde zum 01.01.2020 von 19 Prozent 

auf 7 Prozent gesenkt. Das entspricht einer Preissenkung um rund 10 Prozent, wenn die Mehrwert-

steuersenkung vollständig an die Kunden weitergegeben wird.85 Dadurch soll das Bahnfahren durch 

günstigere Fahrpreise attraktiver werden. Das ist aus klimapolitischer Sicht nachvollziehbar, da Bahn-

fahren weniger umweltschädlich ist als z. B. die Nutzung des eigenen PKW. Problematisch ist jedoch, 

dass die Mehrwertsteuerermäßigung nur auf den Schienenpersonenfernverkehr beschränkt ist, wäh-

rend andere Transportmittel, wie z. B. Fernbusse, nicht profitieren.  

Bereits aus wettbewerbspolitischer Sicht ist die Beschränkung der Mehrwertsteuerermäßigung abzu-

lehnen. Da die Deutsche Bahn, deren alleiniger Eigentümer der Bund ist, im Schienenpersonenfernver-

kehr faktisch eine Monopolstellung innehat86, wird ein einzelnes (Staats-)Unternehmen steuerlich ge-

genüber seinen Mitbewerbern bevorzugt. Diese fragwürdige Subventionierung wird noch durch den 

Umstand verschärft, dass die Deutsche Bahn in den kommenden Jahren weitere staatliche Zuschüsse 
erhält. Beispielsweise will der Bund von 2020 bis 2030 dem Unternehmen 1 Milliarde Euro zusätzliches 

Eigenkapital pro Jahr zur Verfügung stellen. Eine solche doppelte Subventionierung erscheint schwer 

vereinbar mit marktwirtschaftlichen Grundsätzen, zumal überzeugende Konzepte für eine Qualitäts-

verbesserung des Schienenverkehrs in Deutschland vorliegen, die auf eine Stärkung des Wettbewerbs 

auf der Schiene setzen.87 

Darüber hinaus ist es auch klimapolitisch nicht nachvollziehbar, warum Fernbusse steuerlich diskrimi-

niert werden sollen. So kommt eine Studie des Umweltbundesamtes zum Ergebnis, dass Fernbusse 

derzeit das umweltfreundlichste Fernverkehrsmittel sind.88 Außerdem ist das Klimaschutzprogramm 

der Bundesregierung von dem Leitgedanken geprägt, die „Einhaltung der Klimaschutzziele zum Erhalt 

unserer natürlichen Lebensgrundlagen wirtschaftlich nachhaltig und sozial ausgewogen zu gestal-

ten.“89 Durch die im Vergleich zur Bahn regelmäßig günstigeren Ticketpreise werden Fernbusse beson-

ders von Geringverdienern, Rentnern und Studenten genutzt. Um auch diese Personengruppen zu ent-

lasten und zu weiteren CO2-Einsparungen zu motivieren, sollte auch für Fernbusse der ermäßigte 

Mehrwertsteuersatz gelten.  

Schließlich ist die Ungleichbehandlung von Fernbussen und Bahnverkehr auch verfassungsrechtlich be-

denklich. Die Bundesregierung weist selbst darauf hin, dass nach EuGH-Rechtsprechung die Mitglied-

staaten eine Steuerermäßigung zwar auf bestimmte Beförderungsmittel beschränken, aber dabei den 
Grundsatz der steuerlichen Neutralität beachten müssen. Dieser Grundsatz lässt es aber gerade nicht 

                                                           
85  Zur Veranschaulichung ein Rechenbeispiel für den Bahnfernverkehr:  

 Rechtslage bis 31.12.2019: 100 Euro (Nettopreis) x 19 Prozent Mehrwertsteuer = 119 Euro Bruttopreis;  

 Rechtslage ab 01.01.2020: 100 Euro (Nettopreis) x 7 Prozent Mehrwertsteuer = 107 Euro Bruttopreis; 

 Preissenkung um 12 Euro entspricht einer Entlastung um 10,1 Prozent (12 Euro/119 Euro). 
86  Vgl. Monopolkommission (2019), S. 16: „Im Schienenpersonenfernverkehr gibt es weiterhin kaum effektiven 

Wettbewerb. […] . Im Jahr 2017 betrug die Verkehrsleistung 40,426 Milliarden Pkm [Personenkilometer;  
d. Verf.], von denen insgesamt 40,33 Milliarden Pkm durch die DB Fernverkehr AG erbracht wurden.“ Der 
Marktanteil der Deutschen Bahn im Fernverkehr betrug somit 99,8 Prozent. 

87  Vgl. Monopolkommission (2019), S. 130 ff.: „Nach Auffassung der Monopolkommission entstehen Wettbe-

werbshindernisse aus dem Organisationsmodell der DB-Gruppe. Aus ordnungspolitischen Erwägungen sollte 

eine eigentumsrechtliche, vertikale Trennung der Infrastruktur von den Transportunternehmen der DB-

Gruppe erfolgen. In diesem Zuge sollte der Bund alle in Wettbewerbsmärkten aktive Unternehmensteile ver-

äußern.“  
88  Bei Reisebussen entstehen pro Personenkilometer Umweltkosten von 1,07 Cent, wenn ein Kostensatz von 

180 Euro/t CO2 festgelegt wird. Im Schienenpersonenfernverkehr betragen die Umweltkosten pro Personen-

kilometer 1,74 Cent. Vgl. Umweltbundesamt (2019), S. 45. 
89  Bundesregierung (2019b), S. 21. 

https://www.monopolkommission.de/images/PDF/SG/7sg_bahn_volltext.pdf
https://www.monopolkommission.de/images/PDF/SG/7sg_bahn_volltext.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2019-02-11_methodenkonvention-3-0_kostensaetze_korr.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975232/1673502/768b67ba939c098c994b71c0b7d6e636/2019-09-20-klimaschutzprogramm-data.pdf?download=1


23 

 

 
Deutsches Steuerzahlerinstitut des Bundes der Steuerzahler e. V. – Rundschreiben 3/2020 

 

zu, „gleichartige Dienstleistungen, die miteinander in Wettbewerb stehen, hinsichtlich der Mehrwert-
steuer unterschiedlich zu behandeln.“90 Bei der Frage, ob es sich um eine gleichartige Dienstleistung 

handele, käme es vor allem auf die Sicht des Durchschnittsverbrauchers an. Die Bundesregierung ar-

gumentiert schließlich, dass die „Beförderung im Schienenbahnfernverkehr und eine Beförderung mit 

anderen Verkehrsträgern … nicht gleichartig“ sind, weil der „Schienenbahnfernverkehr aufgrund des 
Streckennetzes wie kein anderer Verkehrsträger die Mobilität und Flexibilität der Bürger“91 gewähr-

leistet. Diese Argumentation ist nicht überzeugend. So können Fernbusse eine dichte und weit ver-

zweigte Straßeninfrastruktur nutzen und dadurch gerade den Bürgern in ländlichen Regionen häufig 
bessere Mobilitätsangebote unterbreiten als die Bahn. Außerdem tragen Fernbusse als preiswerte Al-

ternative zur Bahn maßgeblich dazu bei, auch Menschen mit geringem Einkommen Mobilität und Fle-

xibilität zu ermöglichen. Im Ergebnis handelt es sich bei Fernbussen und Bahnfernverkehr durchaus um 

gleichartige Dienstleistungen. Es sprechen daher gewichtige Gründe dafür, dass die steuerliche Privi-

legierung der Deutschen Bahn nicht verfassungskonform ist.92 Bemerkenswert ist auch, dass eine Pri-

vilegierung des Bahnfernverkehrs im europäischen Vergleich die Ausnahme darstellt. So gelten in 16 

von 28 EU-Ländern Mehrwertsteuer-Ermäßigungen oder -Befreiungen für den inländischen Bahnfern-

verkehr, wobei 15 EU-Länder diese Vergünstigungen auch Fernbussen gewähren.93 

 

4.2  Weitere Lenkungssteuern 

4.2.1 Finanztransaktionsteuer  

Nach der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 sollte eine alle Finanzprodukte erfassende Finanz-

transaktionsteuer eingeführt werden, um u. a. zukünftige Finanzkrisen zu vermeiden und den Banken-

sektor an den Kosten der Krisenbewältigung zu beteiligen.94 Die Anläufe zur Einführung einer solchen 
Steuer scheiterten jedoch zuerst auf internationaler und dann auf europäischer Ebene. Seit dem Jahr 

2013 versuchen einige EU-Staaten das Projekt im Rahmen einer verstärkten Zusammenarbeit zu reali-

sieren.95 Inzwischen haben einzelne EU-Staaten nationale Finanztransaktionsteuern eingeführt. Vor-

reiter war Frankreich, wo ab dem Jahr 2012 eine Finanztransaktionsteuer mit schmaler Bemessungs-

grundlage erhoben wird. Beim Erwerb von Aktien französischer börsennotierter Unternehmen, deren 

Börsenwert über 1 Milliarde Euro liegt, wird ein Steuersatz von 0,3 Prozent (vor 2017: 0,2 Prozent) 

fällig. Es handelt sich somit nicht um eine umfassende Finanztransaktionsteuer, sondern um eine se-

lektive Aktiensteuer. 

Mitte Dezember 2019 hat Deutschland den anderen EU-Staaten, die sich an der verstärkten Zusam-

menarbeit beteiligen, einen konkreten Gesetzesvorschlag für eine Finanztransaktionsteuer nach fran-

zösischen Vorbild vorgelegt. Falls eine europäische Einigung nicht zustande kommt, will Bundesfinanz-

finanzminister Scholz die Aktiensteuer im nationalen Alleingang umsetzen. Die erwarteten Einnahmen 

von rund 1,5 Milliarden Euro sollen dazu beitragen, die jüngst beschlossene Grundrente zu finanzieren.96 

  

                                                           
90  Vgl. Bundesregierung (2019a), S. 33.  
91  Vgl. ebd. 
92  Siehe auch: Ewer/Thienel (2019). 
93  Vgl. EU-Kommission (2019), S. 12. 
94  Vgl. für die folgenden Ausführungen DSi (2020) und DSi (2013) mit weiterführenden Nachweisen.  
95  „Die ‚verstärkte Zusammenarbeit‘ ist ein Verfahren, mit dem mindestens neun EU-Staaten eine erweiterte 

Integration oder Zusammenarbeit in einem Bereich innerhalb der EU-Strukturen vereinbaren können, ohne 

dass sich die anderen EU-Staaten daran beteiligen müssen.“ Vgl. EUR-Lex (2020). 
96  CDU und CSU lehnen jedoch die Einführung einer nationalen Finanztransaktionsteuer, die nur auf Aktien er-

hoben wird, ab. 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/brd/2019/0514-19.pdf
https://www.bdo.org/uploads/assets/5dd7abbe4a0909e6360000c7/original/Mehrwertsteuersenkung_SPFV_Gutachten_Prof._Ewer_2019-10-22_final_pdf_barrierefrei.pdf?1574415294
https://eur-lex.europa.eu/summary/glossary/enhanced_cooperation.html?locale=de
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Lenkungsziele werden verfehlt 

Ein zentrales Anliegen der Politik war es, durch eine Finanztransaktionsteuer die Finanzbranche an den 
Kosten der Finanzkrisen zu beteiligen. Auf den ersten Blick müssen zwar Banken, Versicherungen und 

andere Institute die Aktiensteuer an den Fiskus abführen. Doch genauso wie die Unternehmen der 

Realwirtschaft bestrebt sind, die Belastung durch die Umsatzsteuer an die Konsumenten weiterzuge-

ben, wird die Finanzbranche versuchen, die Aktiensteuer-Belastung auf ihre Kunden abzuwälzen. All-

gemein wird damit gerechnet, dass diese Überwälzung in erheblichem Umfang stattfinden wird.97 Zu-

sätzlich belastet werden auch Unternehmen, die sich durch Aktienemissionen Eigenkapital beschaffen 

wollen.98  

Das Ziel, die Banken substanziell an den Kosten der Krisenbewältigung zu beteiligen, dürfte daher ver-

fehlt werden. Im Übrigen ist die Krisenbewältigung derzeit gar nicht mehr das primäre Ziel. Stattdessen 

sollen die Aktiensteuereinnahmen nunmehr anderen Zwecken wie der Finanzierung der Grundrente 

dienen. 

Darüber hinaus hat die Politik immer wieder betont, dass die Stabilität des Finanzmarktes nur dann 

nachhaltig gestärkt werden kann, wenn alle Finanzprodukte erfasst und Ausweichreaktionen vermie-

den werden. Daher war ursprünglich geplant, eine Finanztransaktionsteuer mit breiter Bemessungs-

grundlage und niedrigem Steuersatz umzusetzen. Zugleich sollten gerade Kleinanleger und Unterneh-

men von negativen Auswirkungen verschont bleiben. Diesen Zielvorstellungen trägt der aktuelle Vor-
schlag des Bundesfinanzministeriums nicht einmal ansatzweise Rechnung. So sollen von der Finanz-

transaktionsteuer nicht sämtliche Finanzprodukte, sondern ausschließlich Aktien bestimmter inländi-

scher Unternehmen erfasst werden. Dies dürfte zu erheblichen Ausweichreaktionen führen, indem 

professionelle Investoren entweder auf andere, nicht steuerpflichtige Produkte (z. B. Derivate) oder 

auf andere Finanzplätze ausweichen. Die Aktiensteuer dürfte daher vor allem Kleinanleger und die 

private Altersvorsorge belasten, obwohl die Politik dies gerade vermeiden wollte. 

Geeignetere Instrumente verfügbar 

Schließlich leistet eine Aktiensteuer auch keinerlei Beitrag zur Stärkung der Finanzstabilität. Der Ak-

tienhandel an der Börse ist ein besonders transparenter und stark regulierter Finanzmarkt. Die letzte 

Finanzkrise wurde gerade nicht durch Spekulationen mit Aktien ausgelöst, sondern beispielsweise 

durch verschachtelte Wertpapiere, denen verbriefte Immobilienkredite von geringer Qualität zu-

grunde lagen, oder durch intransparente Risiken in Bankbilanzen oder auch fragwürdige Urteile von 

Ratingagenturen. An diesen Problemen ändert eine Aktiensteuer rein gar nichts. Falls die Politik weitere 

Schritte zur Risikoreduktion auf den Finanzmärkten anstrebt, gibt es geeignetere Maßnahmen als die 

Einführung einer Aktiensteuer. Dazu zählen eine kluge Bankenregulierung mit erhöhten Eigenkapital-

anforderungen, eine schlagkräftige Finanzmarktaufsicht und ein funktionierender Abwicklungsmecha-

nismus für den Fall drohender Bankenpleiten. Das würde dazu beitragen, dass die Finanzbrache künftig 

für ihr Handeln selbst haften muss, statt erneut die Steuerzahler in Anspruch zu nehmen. 

  

                                                           
97  Siehe z. B. die Einschätzung des Internationalen Währungsfonds zur Finanztransaktionsteuer: „Its real burden 

may fall largely on final consumers rather than, as often seems to be supposed, earnings in the financial 

sector.“ Vgl. IWF (2010), S. 20. 
98  Zwar ist vorgesehen, dass Erstemissionen nicht der Aktiensteuer unterliegen sollen, um die Kapitalbeschaf-

fung deutscher Unternehmen nicht zu beeinträchtigen. Doch Investoren werden die Steuer, die bei zukünfti-

gen Transaktionen fällig wird, einkalkulieren, was ihre Zahlungsbereitschaft für neu emittierte Aktien ent-

sprechend verringern wird. Dadurch wird die bereits bestehende Diskriminierung von Eigenkapitalfinanzie-

rungen gegenüber der Aufnahme von Fremdkapital noch verschärft. Vgl. Fuest (2019) und DSi (2018), S. 41 ff. 
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Entlastungen für Sparer geboten 

Die von Bundesfinanzminister Olaf Scholz vorgeschlagene Aktiensteuer ist eine auf Minimalmaß ge-
schrumpfte Finanztransaktionsteuer. Die ursprünglichen politischen Ziele (z. B. Eindämmung von Spe-

kulation, Beteiligung der Banken an den Kosten der Finanzkrise) werden dadurch nicht ansatzweise 

erreicht bzw. gar nicht mehr angestrebt, da inzwischen die Finanzierung der Grundrente im Vorder-

grund steht. Eine solche Finanztransaktionsteuer ist somit eine reine Fiskalsteuer, die sich nicht durch 

lenkungspolitische Gründe rechtfertigen lässt. Darüber hinaus ist damit zu rechnen, dass die Banken 

die Steuerbelastung vor allem an die Kleinanleger weitergeben und dadurch – trotz anderslautender 

politischer Absichtserklärungen – die aktienbasierte private Altersvorsorge zusätzlich belasten. Das ist 

gerade in der anhaltenden Niedrigzinsphase, inder klassische zinsgebundene Finanzprodukte kaum 

noch Rendite erzielen, keine sinnvolle Strategie, um der Entstehung von Altersarmut vorzubeugen. 

Statt durch willkürliche Mehrbelastungen das in Deutschland ohnehin wenig verbreitete Aktiensparen 
noch unattraktiver zu machen, sollte die private Altersvorsorge sinnvoll gefördert werden. So ist es 

geboten, den Solidaritätszuschlag nicht nur teilweise, sondern vollständig und damit auch für Sparer 

abzuschaffen. Außerdem sollten Veräußerungsgewinne (also realisierte Kursgewinne) aus langfristiger 

Wertpapieranlage wieder von der Einkommensteuer freigestellt werden.99 Schließlich sollte der seit 

2009 unveränderte Sparer-Pauschbetrag von derzeit 801 Euro auf mindestens 1.050 Euro angehoben 

werden. In Zeiten von Null- und Negativzinsen würde dies die private Altersvorsorge stärken und den 

nachhaltigen Vermögensaufbau über Aktien für breitere Bevölkerungsschichten attraktiver machen. 

4.2.2  Grundsteuer C  

Im Zuge der Ende 2019 beschlossenen Grundsteuerreform haben die Gemeinden das Recht erhalten, 

ab dem Jahr 2025 eine Grundsteuer C zu erheben. Die Grundsteuer C ist eine erhöhte Grundsteuer für 

unbebaute Grundstücke, die sich in einem baureifen Zustand befinden.100 Die Belastungsverschärfung 
zielt darauf ab, die Grundstückseigentümer zur Veräußerung oder zur schnellen Bebauung anzuhalten. 

Dadurch soll vermieden werden, dass nicht bauwillige Eigentümer baureife Grundstücke über einen 

längeren Zeitraum in der Hoffnung auf Preissteigerungen zurückhalten. Die Steuer soll also das speku-

lative Halten von Grundstücken unattraktiv machen und dadurch ein zusätzliches Angebot von Bauland 

bewirken. Gegen die Einführung einer Grundsteuer C-Option für die Gemeinden sprechen jedoch ge-

wichtige Gründe:  

 Schlechte Erfahrungen: Eine erhöhte Grundsteuer auf unbebaute Grundsteuer gab es in 

Deutschland bereits in der 1960er Jahren. Die sogenannte Baulandsteuer wurde jedoch nach 

nur zwei Jahren wieder abgeschafft, da die sich die Erwartungen der Politik nicht erfüllt hatten. 

Vor allem ist die beabsichtigte Dämpfung der Baulandpreise und die Ausweitung des Bauland-

angebots nicht eingetreten. Darüber hinaus hat sich die Baulandsteuer als überaus streitanfäl-

lig erwiesen.  

                                                           
99  Vgl. DSi (2016c), S. 54 ff. 
100  Konkret ist vorgesehen, dass die Kommunen ab dem Jahr 2025 für baureife, aber unbebaute Grundstücke 

aus städtebaulichen Gründen einen gesonderten Hebesatz festlegen, der über dem Hebesatz für die übrigen 

Grundstücke liegt. Dabei ist unerheblich, aus welchem Grund bislang keine Bebauung des Grundstücks er-

folgte. So kann der erhöhte Hebesatz auch angewendet werden, wenn eine erforderliche, aber noch nicht 

erteilte Baugenehmigung sowie zivilrechtliche Gründe einer sofortigen Bebauung entgegenstehen. Dabei hat 

die Gemeinde den gesonderten Hebesatz auf einen bestimmten Gemeindeteil zu beschränken, wenn nur für 

diesen Teil die städtebaulichen Gründe vorliegen. Das Gemeindegebiet, auf das sich der gesonderte Hebesatz 

bezieht, muss mindestens 10 Prozent des gesamten Gemeindegebietes umfassen und es müssen dort meh-

rere baureife Grundstücke liegen. Es muss jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres von der Gemeinde be-

stimmt und in einer Karte per Allgemeinverfügung veröffentlicht werden. Dort sind auch die städtebaulichen 

Erwägungen darzulegen.  
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 Unsoziale Strafsteuer: Eine Grundsteuer C würde dazu führen, dass die Eigentümer von unbe-

bauten Grundstücken ohne Rücksicht auf ihre Einkommenssituation oder ihren persönlichen 

Verhältnisse mit einem starken Anstieg der Grundsteuerbelastung konfrontiert wären. Somit 

würden einkommensschwache Eigentümer durch die Grundsteuer C in Relation zu ihrem Ein-

kommen überproportional belastet werden. Darüber hinaus dürfte es gerade Geringverdie-

nern schwerfallen, der erhöhten Belastung durch eine sofortige Bebauung auszuweichen. Das 

führt im Ergebnis dazu, dass der beabsichtigte Veräußerungsdruck vor allem einkommens-
schwache Eigentümer trifft und dadurch die Konzentration unbebauter Grundstücke bei ein-

kommensstarken Personen und Körperschaften begünstigt. Zudem ist es wahrscheinlich, dass 

gezahlte Baulandsteuer bei einer späteren Wohnbebauung auf die Mieter überwälzt wird. 

 Fehlende Eignung: Es ist nicht damit zu rechnen, dass die Grundsteuer C zu einer Ausweitung 

des Baulandangebots oder einer Eindämmung der Grundstücksspekulation beitragen wird. 

Das haben bereits die Erfahrungen mit der Baulandsteuer in den 1960er Jahren gezeigt. Zudem 

hat die anhaltende Nullzinspolitik der EZB einer Flucht in Sachwerte Vorschub geleistet hat. 

Professionelle Investoren werden daher ihre wirtschaftlichen Dispositionen nicht wegen einer 

erhöhten Grundsteuerbelastung kurzfristig ändern, wenn sie mit weiteren Preissteigerungen 

in der Zukunft rechnen. 

 Bessere Alternativen: Den Gemeinden stehen bereits im geltenden Recht geeignetere Maß-

nahmen zur Verfügung, um auf ein zusätzliches Baulandangebot hinzuwirken. So kann die Po-

litik die zuständigen Kommunalbehörden etwa durch Zielvorgaben dazu anhalten, die Erschlie-

ßung zusätzlicher Flächen voranzutreiben und für eine zügige Bearbeitung von Bauanträgen zu 
sorgen.101 Die Gemeinden können auch die Bereitschaft zur Bebauung anregen, indem sie das 

Beratungsangebot über die vorhandenen Bau-, Investitions- und Finanzierungsmöglichkeiten 

verbessern und Eigentümer bei der Vorbereitung und Realisierung von Bauvorhaben (noch ge-

zielter) unterstützen.102 Zudem verfügen die Gemeinden bereits über rechtliche Mittel, um 

Grundstückseigentümer – als ultima ratio – zur Bebauung zu zwingen. Dazu zählen das soge-

nannte Baugebot103 und die Entwidmung zurückgehaltener Bauflächen.104 

Die Grundsteuer C weist gravierende Mängel auf und sollte daher nicht eingeführt werden. Insbeson-

dere ist sie nicht geeignet, das Baulandangebot auszuweiten. Um die Knappheiten auf dem Wohnungs-

markt zu reduzieren, ist vor allem die Schaffung zusätzlichen Wohnraums erforderlich. Das kann die 

Politik unterstützen, indem sie auch steuerlich attraktive Rahmenbedingungen schafft. Daher sollte zu 

allererst die hohe Steuer- und Abgabenbelastung reduziert werden. Gerade bei der Grunderwerb-

steuer besteht hier großer Handlungsbedarf.  

  

                                                           
101  Vgl. Arentz (2015), S. 1 f. 
102  Vgl. Wullkopf (2002), S. 11 
103  Gemäß § 176 Abs. 1 Baugesetzbuch kann die Gemeinde im Geltungsbereich eines Bebauungsplans den 

Eigentümer durch Bescheid verpflichten, innerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist sein Grund-

stück entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans zu bebauen.  
104  Vgl. Wullkopf (2002), S. 11 und Deutscher Bundestag (1994), S. 88. Die kommunale Bauleitplanung ist nicht 

statisch konzipiert, sondern kann bei Bedarf abgeändert und weiterentwickelt werden. Gemäß § 42 Abs. 3 

Baugesetzbuch ist der Entzug nicht ausgenutzter Baurechte nach Ablauf von 7 Jahren sogar entschädigungs-

los möglich.  
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5 Fazit 

 

Lenkungssteuern üben seit jeher einen großen Reiz auf die Politik aus. Statt Verbote aussprechen zu 

müssen, wird vermeintlich unerwünschtes Verhalten durch Steuererhöhungen verteuert und er-

wünschtes Verhalten steuerlich gefördert. Das Institut weist jedoch bereits seit langer Zeit auf die Ri-

siken und Nachteile hin, die mit dem „Steuern durch Steuern“ einhergehen.105 So verletzen Lenkungs-

steuern die Steuergerechtigkeit, weil sie häufig einer Besteuerung nach der finanziellen Leistungsfä-

higkeit eklatant widersprechen. Außerdem sind Lenkungssteuern selten geeignet, um die von der  

Politik gesetzten Ziele auch tatsächlich zu erreichen. Entweder werden die Lenkungsziele gänzlich ver-

fehlt oder der Grad der Zielerreichung steht in keinem angemessenen Verhältnis zu den verursachten 
Kosten (z. B. durch Mitnahmeeffekte, Ausweichreaktionen, eine hohe Streitanfälligkeit oder die Ver-

komplizierung des Steuerrechts). Nicht zuletzt können Lenkungssteuern auch die Steuerbelastung 

deutlich erhöhen. Das ist problematisch, da sich die Steuer- und Abgabenbelastung in Deutschland – auch 

im internationalen Vergleich – bereits auf einem sehr hohen Niveau befindet.  

Angesichts dieser gravierenden Nachteile sollte grundsätzlich auf die Einführung neuer Lenkungssteuern 

verzichtet werden. Doch die aktuellen Entwicklungen verlaufen in die andere Richtung. Besonders im 

Zuge der klimapolitischen Diskussionen setzt die Politik wieder verstärkt auf Steuern mit Lenkungswir-

kung. Die DSi-Analyse hat jedoch gezeigt, dass bis auf wenige Ausnahmen die Einführung neuer Len-

kungssteuern nicht zu empfehlen ist (siehe Tabelle). 

  

                                                           
105  Vgl. KBI (2000). 
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Tabelle: Zusammenfassung – Lenkungssteuern meist teuer, ungeeignet und kompliziert 

Steuer Lenkungszweck Bewertung  Empfehlung 
CO2-Steuer - Erreichen der Klima-

ziele  

- Reduzierung der 

CO2-Emissionen  

Vorteil:  

- Administrativ einfach umsetzbar 

(Erhöhung der Energiesteuers-

ätze) 

 

Nachteile: 

- Kein wirksames und kosteneffizi-

entes Instrument  

- Anfällig für politische Einfluss-

nahme  

- Belastungsverschärfungen 

- nicht geeignet für internationale 

Kooperationslösungen 

(anders als Emissionshandel) 

-  

Ausweitung des europäi-

schen Emissionshandels 

auf die Sektoren Ge-

bäude, Verkehr und 

Landwirtschaft (nationa-

ler Handel als kurzfris-

tige Übergangslösung) 

 

 

 

Luftverkehr-

steuer  

- Finanzielle Anreize 

für klimafreundliches 

Handeln  

- Verteuerung des 

Fliegens 

 

Nachteile: 

- Ineffizientes Instrument, da kein 

direkter Bezug zum CO2-Ausstoß 

vorhanden ist 

- nicht erforderlich, da innereuro-

päischer Flugverkehr vom Emissi-

onshandel erfasst wird 

- Unerwünschte Nebenwirkungen 

(z. B. Ausweichen auf ausländi-

sche Flughäfen) 

- Bruch von politische Zusagen (z. 

B. keine Steuererhöhungen in 

dieser Legislaturperiode) 

 

Kurzfristig: Verzicht auf 

Erhöhung der Luftver-

kehrsteuer  

 

Mittelfristig: Weiterent-

wicklung des EU-Emissi-

onshandels, Abschaffung 

der Luftverkehrsteuer  

 

Kfz-Steuer - Anreize für den Kauf 

emissionsarmer 

Fahrzeuge 

Nachteile: 

- Hohe Erhebungskosten 

- Ineffizient: Kfz-Steuer belastet 

das Halten, nicht die Nutzung  

eines Fahrzeugs 

- Energiesteuer umwelt- und  

steuerpolitisch geeigneter 

Aufkommensneutrale In-

tegration der Kfz-Steuer 

in die Energiesteuer 

 

Reform der Mobilitäts-

besteuerung (z. B. Anhe-

bung der Entfernungs-

pauschale) 

 

Steuerliche För-

derung der 

energetischen 

Gebäudesanie-

rung 

- Absenkung der CO2-

Emissionen im Ge-

bäudesektor 

Vorteile: 

- Unbürokratischer als bestehende 

Förderprogramme 

- Erhöhung der Investitionsbereit-

schaft von Eigentümern 

 

Nachteil:  

- Beschränkung auf selbstgenutz-

tes Wohneigentum  

 

Steuerliche Förderung 

auf vermietete Wohnge-

bäude und gewerbliche 

Objekte ausweiten (z. B. 

durch verbesserte Ab-

schreibungsbedingun-

gen) 
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Ermäßigter 

Mehrwertsteu-

ersatz im Bahn-

fernverkehr 

- Preisliche Attraktivi-

tät des Bahnfahrens 

erhöhen 

- CO2-Emissionen im 

Verkehrsbereich re-

duzieren 

Vorteile: 

- Einheitliche Besteuerung des 

Bahnnah- und -fernverkehrs  

- Entlastung der Bahnkunden bei 

Weitergabe der Steuerermäßi-

gung  

 

Nachteile 

- Steuerliche Diskriminierung an-

derer Transportmittel (z. B. Fern-

busse)  

 

Ermäßigter Mehrwert-

steuersatz auch für Fern-

busse 

Finanztransakti-

onsteuer 

- Verteuerung „speku-
lativer“ Finanzpro-
dukte 

- Vermeidung zukünf-

tiger Finanzkrisen  

- Beteiligung der Fi-

nanzbranche an den 

Kosten der Finanz-

krise 

Nachteile 

- Überwälzung: Steuerbelastung 

trifft nicht Banken, sondern die 

Kunden  

- Umgehung: professionelle Inves-

toren können Aktiensteuer leicht 

ausweichen (z. B. über Derivate) 

- Finanzstabilität wird nicht ge-

stärkt: Aktienhandel an Börsen 

ist transparent und stark regu-

liert  

-  

Keine Einführung einer 

Finanztransaktion-steuer 

bzw. „Aktiensteuer“ 

 

Stattdessen: 

Entlastung der Sparer 

und Anleger (z. B. durch 

vollständigen Soli-Ab-

bau) 

Grundsteuer C Erhöhung des Bauland-

angebots 

Nachteile 

- Überproportionale Belastung 

einkommensschwacher Eigen- 

tümer 

- Fehlende Zielerreichung (bereits 

in den 1960er Jahren) 

- Verkomplizierung des Steuer-

rechts  

- Hohe Streitanfälligkeit 

Verzicht auf Grund-

steuer-C-Option für Ge-

meinden 

 

Stattdessen: Kommunale 

Ausweisung von Bauland 

ggf. verstärken; Erwerbs-

nebenkosten beim 

Grundstückskauf redu-

zieren (z. B. durch Ent-

lastungen bei der Grund-

erwerbsteuer)  

 

 

Statt eine kleinteilige und lenkende Besteuerung zu forcieren, sollte die Politik stärker auf Marktlösun-

gen und die Eigenverantwortung der Bürger vertrauen. So ist beispielsweise ein marktbasiertes Emis-

sionshandelssystem, das eine verbindliche Deckelung und Reduzierung der CO2-Emissionen implemen-

tiert, das Mittel der Wahl, um die Klimaziele kosteneffizient und verlässlich zu erreichen. Zugleich kön-

nen allgemeine Steuer- und Abgabenentlastungen dazu beitragen, die Eigenverantwortung und die 

Vorsorgefähigkeit der Bürger zu stärken. So würden etwa eine vollständige Soli-Abschaffung und spür-

bare Entlastungen durch eine grundlegende Einkommensteuerreform den Bürgern finanzielle Frei-

räume verschaffen, die sie auch dazu nutzen könnten, ihre Wohnungen besser zu dämmen, emissions-
ärmere Fahrzeuge anzuschaffen oder häufiger die Bahn und den ÖPNV nutzen zu können. Die Politik 

sollte die Bürger also durch allgemeine Entlastungen bei umweltpolitisch gewünschten Verhaltensän-

derungen unterstützen, statt diese durch bevormundende Lenkungssteuern faktisch vorzuschreiben.  
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